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Bewaffnete Handelsschiffe im Weltkriege. 

I. 
Bewaffnete Handelsschiffe, die noch in den napoleonischen Kriegen. 

eine nicht ungewöhnliche Erscheinung waren, hat e'S in den späteren 
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts ni.cht mehr gegeben. In den in 
dieser Zeit geführten Kriegen sind auch Fragen des Rechts zur Wider­
standsleistung nicht praktisch geworden, und es Wal: sogar so sehr 
in Verges'Senheit geraten, daß der englische Bevollmächtigte auf der 
11. Haager Konferenz, Sir Edward Fry, auSführen konnte: "Le 'DeIegue 
americain que nous venons d'entendre avec tant d'inter~t a beau­
coup pule de la cruaute de l'exercice du moit de capturer la pro­
priete privee. A mon avis, c'est un mal-entendu. 11 est vrai que dans 
toutes les operations de la guerre, il y a quelque chose de barbare, 
mais de toutes les operations il n'y en: a 'pas une qui soit aussi humaine 
que l'exercice de ce droit. Considerez" je vous pM, ces deux cas: 
l'un, la capture d'un vaisseau marchand sur mer; l'autre, les operations 
d'une armee ennemie. Dans I'e premier caa, youa yo~z une force ma­
jeure contre laquelle iI eat Impossible de comb'attJe; personne n'est tue, 
mAme person ne n'est blesse; e'eat une affaire paclflque." Wie die 
Staatenpraxis, so kannte auch das Völkerrecht, soweit es seine Her­
kunft aus Verträgen internationalen Charakters herleitet, das 
bewaffnete Handelsschiff und das Recht zur Widerstandsleistung 
feindlicher Handelsschiffe gegen die Ausübung des Wegnahmerechts 
durch gegnerische Kriegsschiffe nicht mehr. Jedenfalls enthält keines 
der Haager Abkommen und besonders auch der Text des Haager Ab­
kommens vom. 18. Oktober 1907 über die Umwandlung von Kauf­
fahrteischiffen in Kriegsschiffe irgend etwas über diese Fragen. Ledig­
lich in den Verhandlungen zu diesem Abkommen ist eine Äußerung 
des englischen Vertreters, des Kapitäns Otley, gefallen, die, wenn 
überhaupt, so doch nur den Schluß zuläßt, daß es nach ~einung der 
Konferenz ein Recht zur Bewaffnung von lfandelsschiffen nicht 
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mehr gab.t) In einem gewissen Gegensatz zu dieser Staatenpraxis 
stehen die Gesetze und Prisenr~glements einzelner Staaren aus der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in denen sich noch Bestimmungen 
über Widerstandsleistung von Handelsschiffen befinden. Diese Be­
stimmungen regeln aber meist nur das Verhalten eigener Handels­
schiffe für den Fall, daß sie angegriffen werdenlI), andere wieder regeln 
nur die Folgen, welche sich für ein feindliches Handelsschiff, seine 
Ladung und Besatzung aus dem geleisteten Widerstand ergeben 
sollen.S) Keine dieser Bestimmungen läßt aber einen sicheren Schluß 
darüber zu, welches der grundsätzliche Standpunkt clieser Staaten 
zu dem Widerstandsrecht ist. Auch die ältere Literatur gibt hierüber 
keinen sicheren. Aufschluß. Abgesehen davon, daß, wie so oft in 
völkerrechtlichen Fragen, meist ein Schriftsteller dem andern ohne 
eigene Begründung seines Standpunktes folgte, behandeln diese durch­
weg ebenfalls nU5 die Folgen, welche der Widerstand für die Mann­
schaft uno. die neutrale Ladung des überwundenen feindlichen Han­
delsschiffs hat. Die Schriftsteller berufen sich für ihre Ansichten 
meist auf die Praxis der Zeit vor und während der napoleonischen 
Kriege und auf Prisengerichtsentscheidungen dieser Zeit. Dabei werden 
aber weder die von Grund auf geänderren Verhältnisse der Neuzeit 
berücksichtigt, noch. besteht einheitliche Auffassun.g über das Schick­
sal der neutralen Ladung. In dieser Frage vertreten vielmehr ame­
rikanische Schriftsteller den in amerikanischen Prisengerichten aul~ 
gestellten Grundsatz, daß das Schicksal der neutralen Ladung durch 
den geleisteten Widerstand nicht berührt wird, während auf engli­
scher Seite der englisohe Standpunkt vorherrscht, wonach die neutrale 
Ladung eines bewaffneten feindlichen Schiffes auf jeden Fall das 
Schicksal des Schiffes teilt. Niemals aber wird die während dieses 
Krieges im Vordergrunde stehende Frage behandelt, die nämlich, 
welche Grundsätze für das Verhalten eines Kriegsschiffes' maßgebend 
sind, das ein Schiff antrifft, welches bewaffnet ist, ebenso wie auch 
die Frage nicht berührt wird, was als Verreidigungshandlung eines 
Schiffes anzusehen ist und wo der Angriff beginnt. 

In der Staatenpraxis, und durch diese angeregt, auch in der Lite­
ratur, beginnt erst mit dem Jahre 1913 eine neue Periode. Am 
26. März 1913 hatte die englische RegielUl!g durch den derzeitigen 
Ersten Lord der Admiralität, Winston Churchill, erklären lassen, daß 
sie eine Anzahl von Liniendampfern gegen die in Kriegszeiten von 
Hilfskreuzern anderer Mächte drohenden Gefahren bewaffnen würde. 

1) Ver&l. Actes et Documents, Bd. III, S. 1010: 
"Lo~'un navire de guerre se propose d'arr6ter at da visiter un vaisseau 

marahand, le commandant avant da mettre une embarcation a 1& mer fera tirer un 
coup de canOD. Le coup de canOD est 1& meilleure garantie que I'on puisse donner. 
Lea navlrea de oommerce n'ont pu de aanon.. ä bord." 

I) Z. B. Artikel S09 des italienischen Codice per 1& marina mercantile von 
1866/1874: und Artikel 15 des russischen Prisenreglements TOD 1896. VgI. Zeitschrift 
für Völkerrecht VIII, S. 39ö 

S) Z. B. Manual of Naval Price Law von 1888, Artikel 145 ff. 
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Der Widerhall, den diese Maßnahme in der öffentlichen Meinung 
fand, zeigte sofort, daß das Recht zur Bewaffnung feindlicher Handels­
schiffe keineswegs mehr Grundsatz des allgemein anerkannten Völker­
rechts war. Selbst in England wurde das Bestehen eines solchen 
Grundsatzes zum Teil bestrittenl ), durchweg verworfen wurde er 
von der deutschen öffentlichen Meinung. Auch in der Literatur wurde 
nunmehr, und zwar zUm! ersten Male, die Frage des Widerstandsrechtes 
und der Berechtigung zur Bewaffnu~g feindlicher Handelsschiffe 
wissenschaftlich untersucht. Dabei stellten sich deutsche Schriftsteller 
auf den Standpunkt völliger Verneinung, ein englischer Schriftsteller, 
Prof. Oppenheim, bejahte die Frage. 

Auch das Institut de droit international beschäftigte sich auf der 
Tagung zu Oxford im Jahre 1913 mit der Frage und faßte einen Be­
schluß dahin, daß es einem Handelsschiffe gestattet sei, sich gegen 
einen Angriff gewaltsam zur Wehr zu setzen. Obgleich dieser Be­
schluß schon dadurch, daß er nicht einstimmig gefaßt worden ist, 
zeigt, daß der in ihm ausgesprochene Grundsatz keineswegs ein 
Grundsatz allgemein anerkannten Völkerrechts war, zeigt sich seine 
Bedeutung erst dann richtig, wenn man die Verhandlungen nachprüft. 
Aus diesen geht nämlich' hervor, daß selbst unter denjenigen, die sich 
für grundsätzliche Anerkennung des Verteidigungsrechts aussprachen, 
die Ansicht vertreten wurde, daß das Verteidigungsrecht nicht etwa 
gegen einen in übereinstimmung mit dem völkerrechtlichen Brauch 
durch Anhaltung eingeleiteten Versuch der Wegnahme bestehe, sondern 
nur gegen widerrechtliche Akte des feindlichen Kriegsschiffes.2) 

Wie aber der Beschluß des Institut de droit international auch 
aufgefaßt werden mag, jeden.fulls steht fest, daß über die Frage 
der Zulässigkeit der Verteidigung' und Bewaffnung von Handelsschiffen 
noch kurz vor dem Kriege keine einheitliche Meinung bestand, daß 
vielmehr in der Wissenschaft, soweit sie sich in Einzeluntersuchungen 
ernstlich mit der Frage befaßt hatte, sich die Meinungen für und 
wider schroff gegenüberstanden. 

Der Kriegsausbruch 1914 zeigte, daß auch die kriegführenden 
Mächte zu der Frage einen voneinander verschiedenen Standpunkt 
einnahmen. Die englische Regierung nahm in übereinstimmung mit 
ihrem Verhalten seit dem Jahre 1913 das Recht zur Verteidigung und 
Bewaffnung von Handelsschiffen für sich in Anspruch und verlan..8te 

1) fergI. Times, 10. November 1913; englische Zeitschrift ,.Concord", Juli· 
Nummer von 1914; Manchester Guardian, Februar 1914; Rhodes' Shipping Manual 
aud Directory of Passenger Steamers in einem Aufsatz: "Armed Merchantmen and 
Mr. Winston Churchill's New Scheme". 

2) So hat der Berichterstatter erklärt, die Kommission habe mit dem be­
schlossenen Satz nur zum Ausdruck bringen wollen, "qu'un navire de guerre ne 
doit pas se CIOnduire vis-a-vis d'un navire de commerce, comme i1 se comporterait 
vis-a-vis d'un autre navire de guerre". (VergI. Annuaire de l'Institut de droit inter­
national 26. 1913. S. 520.) Anträge, die bezweckten, die oben erwähnte Ansicht 
auch in dem Wortlaut des Beschlusses zum Ausdruck zu bringen, sind gestellt 
worden von dem Italiener Fusillato, dem Norweger Hagerup sowie von deutscher 
Seite. (VergI. Annuaire S. 516 ff. und Zeitschrift für Völkerrecht Bd. VIII, S. 380, 
Anm. 4.) 
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infolgedessen ,"on den neutralen, Staaten, daß diese bewaffnete Handels­
schiffe unbehindert in ihre Häfen zulassen sollten. 1) Die deutsche 
Regierung vertrat in einem: an die neutralen Staaten gerichteten Memo­
randum vom 13. Oktober 1914 grundsätzlich den entgegengesetzten 
Standpunkt. Die deutsche Regierung hatte aber, wie eine Anlage zu 
der am 3. August 1914 veröffentlichten deutschen Prisenordnung 
ergibt, der gegnerischen Auffassung insoweit Rechnung getragen, als 
sie Befehle an die deutschen Seestreitkräfte gegeben hatte, wonach 
Mannschaften eines bewaffneten Schiffes, das bewaffneten Widerstand 
gegen prisenrechtliche Maßnahmen geleistet hat, nicht als Piraten, 
sondern als Kriegsgefangene behandelt werden sollten. Hiervon ist 
die deutsche Regierung niemals abgegangen. Bis zum Jahre 1916 
sind ferner deutsche Kriegsschiffe gegenüber bewaffneten. feindlichen 
Handelsschiffen nicht anders verfahren, wie gegenüber unbewaffneten 
feindlichen Schiffen, d. h., sie haben zunäclist den Versuch zur An­
haltung gemacht. 

In der Haltung der deutschen Re~ierung ist erst eine Änderung 
mit der am 8. Februar 1916 veröffentlichten deutschen Denkschrift 2) 
über die Behandlung bewaffneter Kauffahrteischiffe eingetreten. Die 
Denkschrift teilte mit, daß die deutschen Seestreitkräfte nach einer 
kurzen, den Interessen der Neutralen Rechnung tragenden Frist den 
Befehl erhalten würden, feindliche bewaffnete Handelsschiffe als Krieg­
führende zu behandeln. Begründet war dieser Entschluß mit dem in 
der Denkschrift geführten Nachweis, daß von den feindlichen Re­
gierungen geheime Instruktionen erlassen worden waren, die den be­
waffneten Handelsschiffen befahlen, ihre Waffen zum Angriff zu ge­
brauchen. Der Entschluß der deutschen Regierung bedeutete also 
keine Abweichung von ihrer seit Ausbruch des Krieges eingenommenen 
Haltung gegenüber bewaffneten Schiffen, die von ihrer Waffe ver­
teidigungsweisen Gebrauch machen, er ist vielmehr hergeleitet aus 
dem Gebrauch der Waffe zum Angriff, ein Gebrauch, der auch nach 
d.er Meinung derjenigen. die das Recht zur Verteidigung anerkennen, 
nicht gerechtfertigt werden kann. Es kann sich also nur darum 
handeln, zu untersuchen, ob die während des Krieges erfolgte Be­
waffnung feindlicher Handelsschiffe und ihr Gebrauch der Verteidi­
gung oder dem Angriff diente, und welches Vorgehen für gegnerische 
Seestreitkräfte gerechtfertigt war durch Umstände. wie diejenigen, 
unter denen während des Krieges die Bewaffnung erfolgte. und durch 
Regeln, wie sie für den Gebrauch der Waffe aufgestellt waren. 

11. 
A. Die Bewaffnung der feindlichen Handelsschiffe ist während 

des Krieges auf Anordnung der feindlichen Regierungen erfolgt. Nicht 
die Eigentümer der Schiffe, sondern die Regierungen bestimmten dar­
über, ob ein Schiff Geschütze erhalten sollte. 

1) Vergl. englische Noten an die Regielung der rereinigten Staaten. heginnend 
9. August 1914. 

2) Anlage A 
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B. FUr den Gebrauch der Waffen feindlicher bewaffneter Haa­
dellachlffe gal'" besondere Inatruktlon8tl, die von den felntUicheft 
Regierungen erlalaen worden waren. Die Instruktionen waren geheimer 
tatur. Auf ihre Geheimhaltung hatte insbesondere die englische Re­
gierung so großen Wert gelegt, daß sie angeordnet hatte, daß nur der 
Kapitän des Schiffes von ihrer Existenz und ihrem vollen Inhalt 
Kenntnis erhalten sollte. Die Instruktionen haben verschiedenen tnde­
rungen unterlegen. Auch ist der Wortlaut der in den verschiedenen 
Staaten erlassenen Instruktionen verschieden, während ein sachlicher 
Unterschied nicht besteht. Der Inhalt der hauptsächlichsten englischen 
Befehle ist folgender: 

Instruktion vom 25. Februar 1915.1) 
Das bewaffnete Schiff soll das Feuer auf ein U-Boot eröffnen, 

wenn dieses das Schiff offensichtlich verfolgt, und wenn dem Kapitän 
augenscheinlich ist, daß es feindliche Absichten hat. Das Feuer soll 
in diesen Fällen eröffnet werden, auch wenn das U-Boot noch keine 
feindliche Handlung, wie z. B. Abfeuern eines Geschiitzes oder eines 
Torpedos, begangen hat. 

Instruktion vom 20. Oktober 1915.11) 
Die U-Boote Englands und seiner Verbiindeten haben Befehl 

erhalten, sich keinem Handelsschiffe zu nähern. Deshalb kann der 
KapiUm annehmen, daß U-Boote, die auf das Handelsschiff zufahren 
oder es verfolgen, dies in feindlicher Absicht tun. "In solchen Fällen 
kann der Kapitän Feuer eröffnen. 

Aus den entsprechenden französischen Instruktionen 3) sind fol­
gende Anweisungen für das Verhalten' der bewaffneten Schiffe maß­
gebend: 

Das Feuer soll eröffnet werden, sobald das U-Boot qich in guter 
Schußweite befindet. 

Und ferner wörtlich: 
"Wenn ein gelauchtes U-Boot auf nahe Entfernung bemerkt wird, 

bringe man seine Maschine zur Entwicklung größter Geschwindig­
keit und drehe auf das U-Boot zu oder von ihm ab, je nachdem man 
es in weniger oder mehr als 6' von vorn pent. Wenn man ihm 
den Bug zudreht, bemühe man sich, es zu iiberlaufen." (Anweisung 
Nr.29.) 

Aus den italienischen Instruktionen ') lauten die entsp:rechenden 
Anweisungen wie folgt: 

"Bemerkt das Schiff ein U-Boot gerade vor sich lind in geringer 
Entfernung, sei es unter Wasser oder im Begriff aufzutauchen, 
dann tut man am besten, geraile darauf loszugehen; dann wird 
das Unterseeboot entweder in den Grund gebohrt, oder wenigstens, 
wie das sebon vorgekommen ist, seine Besatzung gegen die Schiffs­
wand geschleudert und ganz oder zum Teil getötet." 

11 Anlage A. 
I Anlage B. 
8 Anlage C. 
, Anlage D. 
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C. Zur Bedienung der Geschütze befanden sich an Bord der be­
waffneten Schiffe aktive Ma.rinemannschaflen 1); sie trugen Uniform, 
außer in neutralen Häfen, in denen sie befehlsgemäß Zivilkleider 
zu tragen hatten. Sie bildeten einen geschlossenen militärischen 
Verband, der an Bord seine eigene Messe hatte; sie unterstanden nicht 
der Disziplinargewalt des Kapitäns und waren auch zu gewöhnlichen 
Schiffsdiensten, die in keiner Beziehung zur Geschützausrustung 
stehen, nur in Notfällen verpflichtet. Befehlen des Kapitäns und der 
Schiffsoffiziere hatten sie zu gehorchen, doch hatten sie ein direktes 
Beschwerderecht an die Admiralität. 

D. Der Kapitän des Schiffes war für die Eröffnung des Feuers 
,rel'antwortlich. 

E. Es sind Belohnungen für diiljenigen Schiffsmannschaften aus­
gesetzt worden, die nachweiaen konnten, daß sie die erlassenen In­
struktionen erfolgreich ausgeführt hatten. Aus den englißchen Parla­
mentsverhandlungen ergibt sich, daß solche Belohnungen nicht nur 
von Privaten, sondern auch von den Regierungen ausgesetzt waren. 
Angemeldete Anspruche auf eine Belohnung wurden von &taatlichen 
Organen nachgeprüft. Die Belohnung erfolgte nur dann, wenn die 
Nachprüfung zur Zufriedenheit der Regierung ausgefallen war. Die 
Belohnung bestand meist in Geld, bisweilen bestand sie in einer gol­
denen Uhr oder in der Verleihung eines militärischen Offiziersranges. 

F. Die Nichtbefolgung der Instruktionen wurde bestraft. So be­
richtete "Daily Chronicle" vom 8. September 1915, daß der Kapitän 
eines bewaffneten Handelsschiffes, Ernest Alfred Sheldon, ein An­
gehöriger der Royal N aval Reserve, durch Urteil des Kriegsgerichtes 
Davenport aus der Marine ausgestoßen worden sei, weil er ein deut­
sches U-Boot nicht angegriffen hatte. Wo infolge Fehlens eines mili­
tärischen Verbältnisses dem Staate eine ähnliche Strafgewalt nicht 
zustand, griff der Boaxd of Trade ein. Dies beweist ein Runderlaß 
der "The Standard' Steamship Owner's Mutual War Risks Asso­
ciatioo." vom 19. April 1916 2), in der ein Brief des Board of Trade 
enthalten ist, der folgende Stelle enthälf: "There can, unfortunately, 
be no doubt that in some cases ships have been lost sole11 because 
the officer in charge failed to carry out 'the explicit instructions given 
by the Admiralty. The cases 81'e not numerous, but if a ship is lost 
at the present time through a cause of this kind, it must necessarily 
raise the question whether the offleer concerned can be agaln allowed 
to take oharge of a .hip, and whether hls oertlflcate should not be 
deaH with." 

UI. 
Erkennt man das Recht zur Verteidigung eines feindlichen Han­

delsschiffes an, so kann es nur gedacht werden als Gegenrecht des 
Schiffes, hergeleitet aus dem Recht des Kriegführenden zur Weg-

1) Anlage A. 
2) AnJage E. 
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nahme feindlichen Eigentums auf See, dem Seebeuterecht. Das Ver· 
teidigungsrecht ist also nur ein abgeleitetes Recht. Verteidigung kann 
es mithin nur geben gegenüber dem in Erscheinung getretenen Ver­
such der Wegnahme, dem "Angriff", wie er gewöhnlich genannt wird. 

Dies war auch der Standpunkt der englischen Regierung bei 
Kriegsausbruch, wie er insbesondere.in dem Schreiben des eng­
lischen Botschafters in Washington an die Regierung der Vereinigten 
Staaten vom 25. August 1914 mit folgenden Worten zum Ausdruck 
kam: "I have at the same time been instructed by his llajesty's 
Principal Secretary of State for Foreign Affairs to give to the United 
States Government the fullest assurances that British merchant vessels 
will never be used for p1ll'poses of attack.... that they will never 
fire unless first fired upon, and that they will never under any 
circumstances attac'k any vessel." 1) 

Die Worte: "first fired upon" lassen zwei Auslegungen zu. Ein· 
mal können sie bedeuten, daß ein Handelsschiff crst dann von der 
Waffe Gebrauch machen darf, wenn das Kriegsschiff das Handels­
schiff zur Anhaltung aufgefordert hat, dieses aber der Aufforderung 
nicht nachkommt, sondern etwa flieht, und das Kriegsschiff nunmehr 
die übergabe durch Beschießung zu erzwingen versucht. Die andere 
Auslegung ist die, daß die englische Regierung in der Meinung, ein 
Kriegsschiff dürfe gegen ein bewaffnetes Handelsschiff sofort Waffen­
gewalt anwendenlI), mit Rücksicht auf den Verteidigungscharakter der 
Bewaffnung des Handelsschiffes diesem die Feuereröffnung erst dann 
erlauben zu können glaubte, wenn durch die Feuereröffnung des 
Kriegsschiffes dessen Angriffsabsicht klar zutage getreten war. Wie 
man aber die Worte auch auslegen mag, jedenfalls zeigen sie, daß 
es die Ansicht der englischen Regierung war, daß ein Handelsschiff 
nur der Anwendung von Gewalt bei Ausübung aes Seebeuterechts. 
Gewalt zu seiner Verteidigung entgegensetzen darf. 

Wenn die englische Regierung, die als erste Regierung wieder 
die seit fast einem Jahrhundert aufgegebene Bewaffnung von Handels­
schiffen eingeführt hat, das Recht zum Gebrauch der Waffe so klar 
umgrenzt, so ist sicher, daß dies in voller Überlegung geschah und in 
der Erkenntnis, daß jeder andere Gebrauch der Waffe mit dem Rechte 
der Verteidigung nieht im Einklang stehen würde. Ein Zweifel kann. 
auch deswegen nicht bestehen, als es gerade der Zweck der Mitteilung 
der englischen Regiemng war, durch eine Umgrenzung der Rechte 

1) Anlage A. 
2) VergL Triebe! in Kohler's Zeitschrift für Völkerreoht und Bundesstaats­

recht vm, S, 405: 
"Und ich bin weiter der Meinung, daß wer den Privatpersonen auf See ge· 

stattet, sich mit den WaUen in der Hand den nach Völkerrecht erlaubten Akten der 
Kriegsmarine zu widersetzen, die Humanisierung der Kriegführung nicht fördert, 
sondern vereitelt. Denn darüber darf man sich nicht täuschen; der Kommandant 
eines Kriegsschiffes, der mit dem Verteidigungsrechte des verfolgten Kauffabrtei· 
schiUs rechnen muß, wird angesichts eines armierten HandelsschiHs nicht abwarten. 
ob dieses von seinen Geschützen Gebrauch macht oder nicht," 
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bewaffneter Handelsschiffe diese von solchen bewaffneten Schiffen, 
die ihre Waffen zu anderen Zwecken als zu ihrer Verteidigung tragen, 
zu unterscheiden. 

Die englis-ehe Regierung ist bei diesem Standpunkt nicht geblieben. 
Schon bald, und insbesondere im Jahre 1915, haben deutsche 

U-Boote die Erfahrung gemacht, daß englische und auch französische 
bewaffnete Handelsschiffe sich nicht darauf beschränkten, das Feuer 
zu erwidern, wenn sie du.r:ch. Beschießung zur übergabe gezwungen 
werden sollten. Sie mac.ht.en vielmehr von ihrer Waffe schon Ge­
brauch, sobald sie zur Anhaltung aufgefordert worden waren, und 
selbst dann wurde das Feuer schon eröffnet, wenn das U-Boot noch 
gar keinen Versuch zur Anhaltung gemacht oder einen sonsti.,gen feind­
lichen Akt begangen hatte. I) 

Dieses Vorgehen stand also offensichtlich im Widerspruch zu 
den feierlichen Zusicherungen, rue die englische der amerik3.llischen 
Regierung gegeben hatte. Die Erklärung für dieses Vorgehen ergab 
sich aus den auf bewaffneten feindlichen Schiffen von deutschen 
U-Booten erbeuteten Instrukti.onen der feindlichen Regierungen. Nach 
den Anweisungen dieser Instruktionen braucht der Kapitän des be­
waffneten Handelsschiffes mit der Eröffnung des Feuers l,icht zu 
warten, bis sein Schiff gewaltsam angegriffen worden ist; er darf das 
Feuer vielmehr auf jedes in Sicht kommende U-Boot eröffnen, so­
fern er der Meinung ist, daß das U-Boot sich seinem Schiff näl:Iiert. 

Nach der Ansicht der englischen Regierung, wie sie in delll/ 
erwähnten Schreiben an die Regieru,ng der Vereinigten Staaten vom 
25. August 1914 zum Ausdruck gebracht worden war, waren An­
ordnungen dieser Art nic:ht in Einklang mit dem Recht der \T erteidi­
gung zu bringen. Wäre es anders, so wäre es unverständlich, warum 
die englische Regierung so großen Wert auf die Geheimhaltung de~ 
Instruktionen gelegt hat. Rechtmäßige Maßnahmen brauchen kein. 
Licht zu scheuen, und ihre Geheimhaltung wäre um so weniger not­
wendig gewesen, als die Regierung der Vereinigten Staaten in der 
Frage, ob ein Handelsschiff Waffen zu seiner Verteidigung gebrauchen 
darf, grundsätzlich derselben Meinung war, wie die englische Re­
gierung. 

IV. 
Ein Handelsschiff darf, wenn i1berhaupt, sich nur verteidigen 

gegen einen Versuch der Wegnahme, nicht aber darf es angreifen. 
Hält man es für notwendig, dem Schiffskapitän besondere Anwei­
sungen zu geben, so müssen diese jedenfalls so unzweideutig gefaßt 
sein, daß sie die Möglichkeit selbst unbeabsichtigter Angriffshand­
lun~en ausschließen. Diese Möglichkeit war wohl bei Befehlen, 
die In übereinstimmung mit der englischen Zusicherung .,om 25. August 

1) Der erste Fall dieser Art hat sich bereits am 1. Februar 1915 im Bristol­
Kanal ereignet. 
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1914 gestanden hätten, ausgeschlossen, nicht aber bei den tatsäch­
lich erlassenen Instruktionen. 

Nach der Instruktion vom 25. Februar 1915 soll der Kapitän: 
Feuer eröffnen, wenn. ein U-Boot das Scihiff offensichtlich verfolgt 
und es augenscheinlich ist, daß es feindliche Absichten hat. Als 
Anlaß zur Eröffmmg des Feuers genügt also die Tatsache, daß ein 
U-Boot im Kielwasser des Sclhiffes erscheint, denn das Vorliegen feind­
licher Absicht des U-Bootes braucht nicht auf Tatsachen begründet zu 
sein, es genügt, wenn sie dem Kapitän "augenscheinlich" ist. An 
Stelle von deutiidh in die Erscl:teinung tretenden, Zweifel aus­
schließenden Tatsachen soll also das subjektive - lmd daher völlig 
unkontrollierbare - Ermessen des Kapitäns des Handelssclhiffes 
als hinreichende Begründung für die Annahme des VorJiegens feind-
1icher Absichten auf Seiten des U-Bootes genügen, um die Eröffnung 
des Feuers zu einer Verteidigungshandlung gegen einen Angriff zu 
machen 

Mit einer solchen Instruktion ist der Willkür ohne weiteres Tür 
und Tor geöffnet. Dessen war sich auch die englische ilegierung be­
wußt, wie folgender Aussprudh des Vertreters der englischen Regierung 
im Oberhaus, Earl of Lytton, vom 3. Mai 1917 deutlich zeigt: 

"They (i. e. the instructions) were, he thought, quite clear, but 
in the interpreting of them a good deal was left 10 the discretion af 
the master of the ship." 

Daß Anweisungen solcher Art zu Willkürakten führen müssen, 
zeigt nichts schlagender als die zweite Ausgabe der englischen Ge­
heimbeIehle vom April 1915.1) In diesem Befehl wenlen zwei Arten 
des Vorgehens zur Wabl gestellt, einmal Feuereröffnung auf weite 
Entfernung, sobald gewiß ist, daß das U-Boot verfolgt, zum anderen 
Feuereröffnung erst dann, wenn das U-Boot auf nabe Entfernung, 
etwa 800 Yards, herangekommen ist. Die letzte Art des Vorgehens 
wird empfohlen unter Hinweis auf die Schwierigkeit der Unterschei­
dung zwischen feindlichen und eigenen U-Booten auf weite Entfer­
nung, denn es sei schon vorgekommen, daß ein Handelsachlff eln 
englisches U-Boot IrrtDmllch beschossen habe, weil 88 sich' von Ihm 
verfOlgt glaubte! Dieser Vorfall zeigt aber zugleich,. daß die auch in 
diesem Befehl wiederholte Bestimmung, wonach das Feuer erst er­
öffuet werden soll, nachdem auch die feindliche Absicht eines ver­
folgenden U-Bootes "augenscheinlich" ist, für die Praxis völlig ohne 
Bedeutung war. Die Anweisung führte vielmehr mit Notwendigkeit 
dahin, daß Feuer auf jedes U-Boot, das sich in der Nähe zeigte, er­
öffnet wurde. 

Hatten die Instruktionen vom 25. Februar und April 1915 die Er­
öffnung des Fe~ers noch von der Feststellung des Kapitäns abhängig 
gemacht, daß das sich nähernde U-Boot ein feindliches, mit augen­
scheinlich feindlichen Absichten war, so ersetzte die letzte bekannt 

1) Anlage A. 
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gewordene Instruktion vom 20. Oktober 1915 die Notwendigkeit dieser 
Feststellung durch Vermutungen. Der Schiffskapitän darf nunmehr 
annehmen, daß jedes in Sicht befindliche U-Boot ein feindliches ist, 
das feindliche Absichten hat, wenn es seinem Schiffe näher kommt. 
Die Berechtigung zu dieser Annahme wird daraus abgeleitet, daß 
U -Boote der Entente angeblich Befehl hatten, sich Handelsschiffen 
nicht zu nähern. Es ist also keine tatsächliche Feststellung mehr 
notwendig, ob das in Sicht befindliche U-Boot ein feindliches ist, 
und ebenso wenig ist notwendig, die Tatsache festzustellen, ohne die 
ein Verteidigungszustand des Schiffes überhaupt nicht gedacht wer­
den kann, die Tatsache nämlich, ob das U-Boot Angriffsabsichten, 
d. h. die Absicht zur Wegnalune des Schiffes, hatl 

Abgesehen hiervon zeigt schon die einfache überlegung, daß es 
außer U-Booten der kriegführenden Mächte auch solche neutraler 
Mächte gab, und daß deutsche U-Boote auch andere Aufgaben, als 
Handelskrieg zu führen, haben konnten, z. B. die Aufgabe des Minen­
Iegens, wie willkürlich die Aufstellung derartiger Vermutungen war. 
Aus dem Recht der Verteidigung, dessen Ausübung begrifflich über­
haupt erst in Frage kommen kann, wenn ein Angriff vorliegt, können 
Vermutungen solcher Art nicht abgeleitet werden. Instruktionen dieser 
Art mußten auch unbedingt zu Angriffen führen. Daß dies in vielen 
Fällen geschehen ist, haben die Erfahrungen deutscher U-Boote immer 
erneut gezeigt. Beispiele für solche Fälle sind auch in der feindlichen 
Presse in großer Anzahl veröffentlicht worden. Besonders bezeichnend ist 
der Fall des französischen Dampfers "Mississippi':.l) 2) Dieser Dampfer 
hat am 8. November 1916 im englischen Kanal ein deutsches U-Boot, 
das in weitem Abstand: und ohne, wie der Bericht des Dampferkapitäns 
ausdrücklich hervorhebt, Kampfabsichten zu zeigen, passierte, mit 
seinem Geschütz angegriffen. Daß es aber die mit den Instruktionen 
verbundene Absicht war, deutsche U-Boote zu vernichten, und nicht 
etwa die, sich gegen deren Angriff zu verteidigen, ist festgestellt 
durch eine Äußerung des Vertreters der englischen Regierung im 
Oberhause, Lord Crewe, die in der Times vom 16. November 1916 
folgendermaßen wiedergegeben wurde: 

"The German submarine is an enemy, which it is permissible 
and proper to destroy, if you could, at sight. He agreed it was not 
to be expected that those whose lives were imperilled should be 
meticulously careful as to the precise and exact ascertainment of the 
nationality of the submarine before taking steps against it." 

Die deutsche Regierung ist in ihrer Denkschrift vom 8. Februar 
1916 zu dem Schluß gekommen, daß feindliche bewaffnete Handels­
schiffe den amtlichen Auftrag hatten, deutsche U-Boote überall, wo 
sie in ihre Nähe gelangen, heimtückisch zu i1berfallen und rücksichts-

~ Anlage F. 
t Vergl. u. a. auch den Berieht der North ChiJm Daily News vom 3. lan. 1916 

über as Zusammentreffen des P. & O .• Dampfers "Kashgar" mit einem U-Boot. 
Anlage G. 
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los gegen sie Krieg zu führen~ Dieser Schluß gründete sich damals auf 
die Praxis der bewaffneten Handelsschiffe aller Ententemächte und 
auf die englischen Instruktionen vom 25. Februar und April 1915. 
Wenn es noch weiterer Beweise bedurft hätte, um die Berechtigung 
dieser Schlußfolgerung der deutschen Denkschrift darzutun, so sind 
diese durch die Instruktion der englischen Regierung vom 20. Oktober 
1915 sowie die Instruktionen der französischen und italienischen Re­
gierungen und die oben erwähnten Äußerungen englischer Re­
gierungsmitglie4er erbracht. Die unzweideutige Absicht der Instruk­
tionen war nicht die, Handelsschiffen die Verteidigung gegen den 
Versuch der Wegnahme zu ermöglichen, sondern vielmehr die, An­
weisungen zum Angriff und zur Vernichtung deutscher U-Boote zu 
geben. 

Besonders deutlich hat dies die italienische Regierung in ihrer 
Verordnung über die Ausübung des Prisenrechts vom 25. April 1917 
ausgesprochen, wonach es den italienischen bewaffneten Handels­
schiffen erlaubt wird, anderen Schiffen zu Hilfe zu eilen und zu 
diesem Zweck das feindliche Kriegsschiff anzugreifen. Artikel 4 dieser 
Verordnung lautet: -

"Handelsschiffen ist es erlaubt, sich zu verteidigen und ange­
griffenen italienischen oder alliierten Schiffe zu Hilfe zu eilen; für 
diesen Fall sind die Pflichten und die Rechte von Kriegsschiffen gemäß 
den bestehenden Regeln anwendbar. 

Zu diesem Zweck können die . italienischen Schiffseigenmmer von 
der Regi~rung die Erlaubnis erhalten, an Bord über den gewöhnlichen 
Bestand hinaus Waffen, Munition und Mannschaften zu nehmen."1) 

Es ist ohne weiteres klar, daß solche Maßnahmen nicht mehr mit 
einem Recht zur Verteidigung in Einklang gebracht werden können. 
Verteidigen kann sich ein Schiff nur dann, wenn es selbsl ange­
griffen wird. Gebraucht also -das Schiff seine Waffe gegen ein feind· 
liches Kriegsschiff,· um einem anderen, von dem Kriegsschiff ange· 
griffenen Schiffe zu Hilfe zu eilen, so geschieht dies nicht zum 
Zwecke der Verteidigung -des eigenen Schiffes, sondern es erfi1llt 
eine Tätigkeit, die nur einem Kriegsschiff der eigenen Flagge zu· 
kommt. 

V. 
Nach der Veröffentlichung der deutschen Denkschrift hat die 

Regierung der Vereinigten Staaten Ihre Ansicht zur Frage der be­
waffneten Handelsschiffe in einem ausführlichen Memorandum vom 
25. März 1916 niedelrgeleglll) 

1) Art. 4 : 
"E leoito alle navi mercantili difendersi e accorrere in 8Occorso di navi nazionali 

od alleate aggredite; nel qua! ~so, durante l'attacco e 1& difesa, sono loro applica 
bili i doveri ed i diritti propri delle navi da guerra, secondo le presenti nOmle. 

A questo effetto potranno gli armatori delle navi nazionali ottenere da! Govemo 
l'autorizzazione per 1& sistemazione a hordo ~e per l'aumento- di armi, di munitioni 
• di equipaggi oltre il consueto:' 

t) Anlage J. 
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Das Memorandum geht aus von folgender Begriffsbestimmung des 
Kriegsschiffes: 

"Kriegsschiff eines Kriegführenden ist jedes Schiff. das auf Grund 
einer von der Regierung ausgehenden Bestallung oder eines Befehles, 
durch welche. Strafen festgesetzt oder die Berechtigung zu Prisen­
geldern ausgesprochen we'l'den, zum Aufsuchen oder Zerstören feind­
lichen oder verbotenen neutralen Eigentums auf See bewaffnet ist." 

Hiernach wäre Kriegsschiff nicht nur dasjenige Fahrzeug, über 
dessen Charakter als Kriegsschiff kein Zweifel besteht, sondern auch 
jedes bewaffnete Schiff, das im Auftrage der Regierung selbständig 
Handelskrieg führt und zu Prisengeldern berechtigt ist, also der Kaper I 
Die Kaperei ist aber nach der Pariser Deklaration verboten. Die 
Pariser Deklaration ist zwar von der Regierung der Vereinigten Staaten 
nicht unterzeichnet worden. Ihre Sätze sind aber trotzdem Bestandteil 
allgemein anerkannten Völkerrechts geworden. Wenn daher auch die 
Regierung der Vereinigten Staaten in ihren bei Ausbruch des Krieges 
erlassenen Neutralitätserklärungen den Kaper noch berücksichtigt und 
ihn mit Kriegsschiffen auf eine Stufe ge3tellt hat, so kann doch irgend­
ein ernsthafter Zweifel darüber nicht bestehen, daß nach Völkerrecht 
und dem Rechtsempfinden aller anderen Mitglieder der Völkerrechts­
gemeinschaft ein Schiff, das Handelskrieg führt, ohne in überein­
stimmung mit den Grundsätzen des VII. Haager Abkommens' vom 
18. Oktober 1907 über die Umwandlung von Handelsschiffen in Kriegs­
schiffe in ein Kriegsschiff umgewandelt worden zu sein, als Pirat be­
handelt werden kann. 

Abgesehen hiervon ist aber die Institution der Prisengelder auch 
nur in den Vereinigten Staaten sowie einigen wenigen anderen Län­
dern bekannt. Sie ist also keineswegs eine allgemein gebräuchliche 
Institution und kann daher auch nicht als Kriterium für die Aufstel­
lung des völkerrechtlichen Begriffs des Kriegsscbj.fflls dienen. 

Im übrigen hat nach amerikanischer, auch heute noch vertreten~r 
Ansicht nicht nur das sogenannte "commissioned-ship" die Berech­
tigung zur Wegnahme feindlichen Eigentums auf See, sondern Jedes 
feindliche Schiff.1) Mithin wäre auch die sogenannte "commission" 
nichts, was das Kriegsschiff vom Handelsschiff unterscheiden würde. 

Ausgehend von der Begriffsbestimmung des Kriegsschiffes kommt 
das amerikanische Memorandum zu der Feststellung, daß ein bewaff­
netes Schiff nur dann seinen Charakter als friedliches Handelsschiff 
verliert, wenn die Merkmale dieser Begriffsbestimmung auf dasselbe 

1) VergI. Story, Notes on the Prinoiples and. Practice of Priee Courts, London 
1854: "To enable a vessel to make captares, it is neeessary that she should have 
a commission of priee. But non-eommissioned vesseIs of a belligerent nation may 
not only make captures in their own defenee, but may at an times eapture hostile 
ships and eargoes without being deemed by the law of nations to be pirates," 
Die in diesen Sitzen niedergelegte Auffassung wird in dem Report of the Committee 
on International Law, presented at the meeting of the American Bar Assoeiation 
at Cleveland, Ohio, Kugnst 28, 29, 30, 1918 als auch noch heute dem Völkerrecht 
entsprechend bezeichnet, vergl. International Law Notes, Vol. In Nr. 27 vom 
Dezember 1918.' 
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zutreffen. Die Folge ist, daß ein bewaffnetes Handelsschiff, das 
keinen Anspruch auf Prisengelder hat, feindliche Kriegsschiffe, die es 
nicht aufgesucht, sondern lediglich angetroffen hat, ohne weiteres be­
kämpfen und zerstören oder wegnehmen darf, ohne dadurch zum 
Kriegsschiff zu werden. Mit anderen Worten: Ein solches bewaffnetes 
Handelsschiff kann begrifflich nur dann von seiner Waffe' angriffs­
weisen Gebrauch machen, wenn es den Gegner besonders aufsucht und 
für die Niederkämpfung Pqseng,elder erhält; oder umgekehrt aus­
gedrückt: Es befindet sich in allen anderen Fällen in der Ver­
teidigung' ohne Rücksicht darauf, aus welchen Gründen und unter 
welchen Umständen es von der Waffe Gebrauch macht. 

Hiernach würden also Instruktionen für bewaffnete Handelsschiffe 
den Kapitän lediglich dahin anzuweisen haben, für den Fall, daß er 
ein gegnerisches Kriegsschiff antrifft, die gegenseitige Kampfkraft ab­
zuschätzen, und je nach dem Ausfall dieser Abschätzung entweder den 
Kampf zu meiden, oder ihn in dem für ihn günstigen Zeitpunkt und 
unter den für ihn günstigen, Verhältnissen zu begit;men. Damit wäre 
allerdings auch klargestellt, daß der Waffengebrauch eines bewaffneten 
Handelsschiffes sich nicht nach dem Gesichtspunkt der Verteidigung 
gegen den Angriff eines Kriegsschiffes regelt, sondern ·nach denjenigen 
militärischen Gesichtspunkten, die für die Durchführung oder Ver­
meidung eines Begegnungsgefechtes zwischen zwei Kriegsschiffen maß­
gebend sind. 1) 

xlan könnte solchen Gebrauch der Waffe auch nicht mit dem 
Recht des Angriffs zur Verteidigung begründen. Der Angriff zur Ver­
teidigung ist nur dann erlaubt, wenn er einem Angriff von anderer 
Seite znvorkommt. Er setzt also voraus, daß dieser Angriff sicher 
erfolgen wird. Nur unter dieser Bedingung ist ein Angriff zur Ver­
teidigung zulässig. Gerade diese Voraussetzung braucht aber, wenn 
man die volle Konsequenz ws der amerikanischen Anschauung zieht, 
.für die Eröffnung des Feuers nicht vorzuliegen, es sei denn, daß 
man der Ansicht wäre. daß das Handelsschiff schon aus: der Gegen­
wart eines feindlichen Kriegsschiffes auf dessen sicher bevorstehenden 
Angriff schließen kann. Das aber wäre eine durch nichts begründete 
Schlußfolgerung, wie sich schon daraus ergibt, daß ein Kriegsschiff 
auch andere Aufgaben haben kann, als Handelsschiffe wegzunehmen. 
In der Tat hat denn auch das amerikanische Memorandum diesen 
Standpunkt nicht eingenommen. Es stellt vielmehr als Regel auf. 
einmal, daß ein Handelsschiff sich verteidigen dürfe, wenn ein feind­
liches Kriegsschiff versuc'ht, es zu nehmen, an einer anderen Stelle 
wird dem Handelsschiff dieses Recht schon zugesprochen. wenn ein 
feindliches Kriegsschiff sieh nähert nnd an einer dritten Stelle wird 

1) C. Rob. Repol'ls, Vol. I. S. 375: 
What is hostility? It is violence where you call use violence with success; -
and where you canllot, Jt is sublllission and stl"lklllg your colours. Nothing can be 
lIlore clear, upon the perusal of these attestations, than that this gentleman abandoned 
his purpose merely as a snhilued person in an unequal" contest. The resistance is 
cal'l'ied on as far as it can he; an<l \\'hen Jt can maintain Itself no longel'. lugit 
indignata. 

2* 
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dieses Recht wieder dahin eingeschränkt, daß das Handelsschiff sich 
verteidigen dürfe, wenn es des Angriffs des Kriegsschiffes sicher sei. 
Diese Regeln ·zeigen andererseits aber auch, daß die Regierung der 
Vereinigten Staaten die volle Konsequenz aus dem von ihr aufgestellten 
Kriegsschiffsbegriff für den Gebrauch der Waffe bewaffneter Handels­
schiffe nicht gezogen hat, denn es soll nach ihneIli der Gebrauch der 
Walle nicht schon aus militärischen Zweckinäßigkeitsgrunden zu­
lässig sein, sondern erst bei Vorliegen eines Angriffs oder angriffs­
ähnlicher Handlungen. Im übrigen hat· sich die amerikanische Re­
gierung mit dem von ihr aufgestellten Kriegsschiffbegriff lmd dem 
notwendig aus ihm sich ergebenden Folgerungen auch mit ihrem 
eigenen Vorgehen bei Ausbruch des Krieges in Widerspruch gestellt. 
Damals hatte sie nämlich unter anderem bestimmt, daß bewaffnete 
Schiffe dann als Kriegsschiffe anzusehen seien, wenn Geschütze auf 
den vorderen Teilen des Schiffes aufgestellt wären oder wenn die 
Geschütze ein großeres Kaliber als 6 Zoll hätten. Durch solche Regeln 
wird aber der Gebrauch und die Wirksamkeit der Waffe beschränkt. 
Damit wird dann aber auch die Befugnis zur Anwendung: der Waffe, 
wie sie nach dem Memorandum völkerrechtlich zulässig sein soll, 
notwendigerweifile eingeschränkt. Das aber ist vom Standpunkt der 
amerikanischen Regierung unverständlich, denn wenn sie es für 
zulässig hält, einem Handelsschiff eine so weitgehende Befugnis zum 
Gebrauch der Waffe zuzusprechen, wie es in ihrem Memorandum 
geschieht, dann muß sie auch zugestehen, daß in der Aufstellung und 
dem KaHber der Geschütze so verfahren werden darf, wie es für 
die Ausnutzung der Waffe am zweckmäßigsten ist. 

Sieht man nun aber von all diesem ab, und! betrachtet nur die 
Regeln, wie sie das Memorandum für den Gebrauch der Waffe eines 
bewaffneten Handelsschiffes aufstellt, so gilt von diesen dasselbe, wie 
von den Geheiminstruktionen der Ententemächte. Ebenso wie diese 
lassen sie den Gebrauch der Waffe· zu, ohne daß für einen Angriff 
Tatsachen in die Erscheinung getreten sind. Es wird die Angriffs­
absicht des Kriegsschiffes ledig1.i.ch vermutet, und zwar in Form einer 
praesumptio juris et de jure, aus der alsdann das Recht zum Gebrauch 
der Waffe gegen Jedes in Sicht kommende feindliche Kriegsschiff 
hergeleitet wiId. Die Regeln des Memorandums müssen ,Iaher bei 
praktischer Anwendung in gleicher Weise wie die Geheiminstruktionen 
der Ententemächte dahin führen, daß in den meisten Fällen in dem 
Gebrauch der Waffe ein Angriff im technischen Sinne liegt, wenn auch 
die Absicht des Angriffes Verteidigung sein mag. Das aber verstößt 
gegen die Grundsätze des Rechtes der Verteidigung, nach denen 
Widerstand nur geg~n tatsächlich gemachten Versuch der Wegnahme 
zulässig ist. 

VI. 
Ungleich wichtiger als die Frage, ob die Geheiminstruktionen der 

Entente-Mächte Regeln für den angriffsweisen oder verteidigungs­
weisen Gebrauch der Waffe eines bewaffneten Handelsschiffes auf-
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stellen. ist die Frage nach den Grundsätzen, die sich aus dem Vor­
handensein solclher Befehle für gegnerische Kriegsschiffe ergeben. 

A. Naclh englisch-amerikanischer Auffassung darf ein feind­
liches Handelsschiff auf See ohne weiteres weggenommen \\Terden, 
wenn seine feindliclhe Eigenschaft irgendwie festgestellt ist. Es ist 
jedoch nach dieser Auffassung völkerrechtlicher Brauch geworden, 
das angetroffene feindliche Handelsschiff vor der gewaltsamen Weg­
nahme zur Übergabe oder zur Gestattung der Durchsuchung aufzu­
fordern. Die Entstehung dieses Brauches wird einmal damit be­
gründet, daß ein feindliclhes Schiff zu den Schiffen gehören könne) 
denen gegenüber - wie z. B. wissensclhaftlichen Zwecken dienenden 
oder lediglich Küstenschiffahrt betreibenden Schiffen - kein Recht 
zur Wegnahme besteht, zum andern damit, daß niciht ohne weiteres 
anzunehmen sei, daß das angetroffene feindliche Handelsschiff sich 
seiner Wegnahme widersetzen werde, und daß es deshalb den Gesetzen 
der Menschlichkeit widerspreche, Schiff und Mannschaft (len Gefahren 
auszusetzen, die mit einem Angriff notwendigerweiae verbunde~ sind. 

Was zunäclhst den erj:ltgenannten Grund anlangt, so scheidet er 
im Verhältnis zwischen bewaffnetem Handelsschiff und Kriegsschiff 
ohne weiteres aus. Schiffe, denen gegenüber kein Recht zur Weg­
nahme besteht, haben naturgemäß auch kein Recht zur Verteidigung 
und damit auch nicht zur Bewaffnung. Bewaffnung ist also immer ein 
unbedingter Beweis, daß das Schiff nicht zur Klasse der privilegierten 
Schiffe gehört. 

Bleibt also nur der zweite Grund. Dieser Grund stützt sich auf 
die Gesetze der Mensclhlichkeit. Sich auf die Gesetze Jer Menscblich­
keit zu berufen mag unter gewöhnlichen Umständen ··md unbewaffneten 
Schiffen gegenüber -seine Rechtfertigung haben. 1) Mit diesen Gesetzen 
steht aber die Bewaffnung von Handelsschiffen in direktem Hegensatz. 
Durch die Bewaffnung und die dadurch geschaffene .\fÖglichkeit des 
Kampfes zwischen Kriegsschiff und Handelsschiff werden alle 
Mensclb.enleben auf dem Handelsschüf in die ernsteste Gefahr gebracht. 
Die Bewaffnung sclb.afft also von sich aus wieder einen Zustand der 
siclb.eren Gefährdung der an Bord befindlichen Menschenleben und 
wirkt damit gerade in entgegengesetzter Riclb.tung wie der völker­
rechtliche Brauch, der Anhaltung vor dem Angriff vorschreibt) um 
die Gefährdung der Menschenleben zl! beseitigen. Der Grundsatz der 
Berechtigung zur Widerstandsleistung und Bewaffnung ist mithin 
schon dann nicht mit den der Menschlichkeit sich ergebenden 
Forderung der Humanisierung der Kriegführung in Einklang ?U bringen, 
wenn der Widerstand erst zulässig ist, nachdem das Kriegsschiff nach" 
erfolgter Aufforderung zur übergabe zur 'Gewaltanwendung schreitet. 
Forderungen auf Grund der Gesetze der Menschlichkeit können aber 

1) r erg!. die hekannte Äußerung von Lord Loreburn in seinem Brief an die 
Times vom 14. Oktober 1915 in Act. et Doc. Bd. I1I, S. 771: 

". . . indeed no operation of war inflicts less suffering than the capture of 
unarmed vessels at sea." 
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dann überhaupt nicht mehr zugunsten bewaffneter Handelsschiffe 
geltend gemacht werden, wenn für den Gebrauch der Waffe Instruk­
tionen erlassen werden, wie dies in diesem Kriege geschehen ist. 
Denn diese Instrulctionen beseitigen praktisch die Möglichkeit der An­
wendung des völkerrechtlichen Brauchs der Anhal·tung lmd der Auf­
forderung zur übergabe, weil sie vorschreiben, der Anhaltung oder der 
Aufforderung zur übergabe durch selbständiges Vorgehen gegen das in 
Siebt befindliche feindliche Kriegsschiff zuvorzukommen. Der Schutz 
von Menschenleben, und, wie das erwähnte amerikanische Memo­
randum als weiteren Grund hinzufügt, Schutz der etwa an Bord be­
findlichen neutralen Ladung, wird durch Instruktionen solcher Art 
also künstlich und von vornherein unmöglich gemacht. Hinzukommt, 
daß der Flaggenstaat des Kriegsschiffes auch auf den Schutz seiner 
eigenen Kriegsschiffbesatzung Rücksicht zu nehmen verpflichtet ist. 1) 
~e Gesetze 'der Menschlichkeit gelten nicht nur im Verhältnis zum 
Gegner, sondern auch zu Gunsten der eigenen Angehörigen und sie 
fordern, daß der Kriegführende alles tut, um seine Angehörigen ver­
meidbaren Gefahren nicht unnötig auszusetzen. Das würde aber der 
Fall sein, wenn er seinen Kriegsschiffen das Festhalten an einem 
völkerrechtlichen Brauch befähle, der infolge des zu erwartenden 
Verhaltens des Gegners nicht mehr seinen Zweck, den Schutz der 
Menschenleben des gegnerischen Handelsschiffes, erreichen würde, 
sondern lediglich eine erhöhte Gefahr für seine eigenen Angehörigen 
zur Folge hätte. 

Die Gesetze der Menschlichkeit können also jedenfalls nicht mehr 
als Grund dafür angerufen werden, daß ein Kriegsschiff ein bewaff­
netes Handelsschiff, für dessen Waffengebrauch Instruktionen gelten, 
wie sie während dieses Krieges erlassen sind, anzuhalten verpflichtet 
ist. Da aber nach dem völkerrechtlichen Brauch die Anhaltung auch 
deswegen ge10rdert wird, weil nicht ohne weiteres anzunehmen sei, 
daß das bewaffnete Schiff sich widersetzen werde, so ist noch zu 
untersuchen, wie weit diese Annahme gegenüber den Handelsschiffen 
der Entente, die während dieses Krieges Waffen trugen, zutraf. 

B. In dem des öfteren erwähnten Memorandum der Regierung der 
Vereinigten Staaten wird als Regel aufgestellt, daß nicht lediglich auf 
Grund des Vorhandenseins von Geschützen an Bord eines Handels­
schiffes eine allgemeine Vermutung aufgestellt werden dürfe, daß das 
Handelsschiff Befehle zum Angriff habe und daß es deswegen ohne 
weiteres angegriffen werden dürfe. Das Memorandum folgert weiter, 
daß durch schlüssige Beweise die Absicht des Handelsschiffes fest­
gestellt werden müsse, die Bewaffnung zum Angriff zu gebrauchen, 
bevor das Kriegsschiff zur Vornahme eines Angriffes ohne Rücksicht 
auf die Rechte der Personen an Bord des Handelsschiffes schreiten 
dürfe. 

Diese letztere Forderung ist eine unmögliche, weil praktisch nicht 
zu erfüllende Forderung, wenn, wie dies das Memorandum verlangt, 

1) Charity begins at home 1 
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die Feststellung der Angriffsabsicht auf See, also bei der Begegnung, 
erfolgen soll. Auf See kann doch das Kriegsschiff, bevor es selbst 
zur Gewaltanwendung schreitet, nur feststellen, ob das Verhalten des 
angetroffenen bewaffneten Schiffes Angriffs- oder Verteidigungshand­
lung im technischen Sinne ist. Ob nun aber eine so festgestellte An­
griffshandlung im technischen Sinne auch eine Angriffshandlung im 
Sinne der in dem Memorandum niedergelegten Auffassung ist, ist damit 
noch nicht festgestellt. 

Nach dem Memorandum entscheiden über den Charakter des 
Waffengebrauchs eines bewaffneten Schiffes nicht die tatsächlichen 
Umstände, unter denen er erfolgt, sondern es entscheidet allein das 
Rechtsve.rhältnis, in welchem das Schiff zu der Regierung des Flaggen­
staates steht. Abgesehen von dem aus seiner Bauart schon erkenn­
baren Kriegsschiff wird nun zwischen dem nach dem Memorandum 
noch zulässigen Kaper sowie zwischen dem in ein Kriegsschiff um­
gewandelten Handelsschiff und dem bewaffneten Handelsschiff ein 
äußerer Unterschied nicht bestehen. Ein Unterschied wird sich erst 
daqn zeigen, wenn der Kampf eröffnet ist. Denn erst in diesem Zeit­
punkt muß das Kriegsschiff die Kriegsflagge setzen und damit seinen 
Charakter zu erkennen geben. Kaper aber und bewaffnetes Handels­
schiff sind zur Führung, der Kriegsflagge nicht berechtigt, ihr Charakter 
ist mithin auch nach Eröffnung des Kamp,fes noch nicht erkennbar. 
Ebenso läßt sich aus den Umständen, unter denen ein bewaffnetes 
Schiff zur Eröffnung des Feuers schreitet, sein Charakter nicht er­
kennen. da die in dem Memorandum aufgestellten Regeln dem be­
waffneten Handelsschiff den Angriff im technischen Sinne in gleicher 
Weise gestatten wie dem Kaper und dem Kriegsschiff. So ist also 
die Feststellung einer Angriffsabsicht im Sinne des Memorandums 
auf seiten des bewaffneten Schiffes für das gegnerische Kriegsschiff 
überhaupt nicht erreichbar. Das einzige, was bei einem der Forde­
rung entsprechenden Verhalten erreicht würde, wäre eine Benach­
teiligung des gegnerischen Kriegsschiffes. Denn dieses müßte, wenn 
es ein bewaffnetes, nach der Bauart nicht- sofort als Kriegsschiff 
erkennbares bewaffnetes Schiff antrifft. sich aller Vorteile; die bei 
der Begegnung zu seinen Gunsten bestehen, aufgeben, obwohl es 
sich dabei der Gefahr aussetzt, ein in ein Kriegsschiff umgewandeltes 
Handelsschiff oder einen Kaper vor sich zu haben. Das ist eine 
Konsequenz, die kein Kriegführender als berechtigt anerkennen wird. 
denn er wird nie zugeben, und es widerspricht dies auch aller Ver­
nunft, daß seine eigenen Kriegsschiffe gegenüber den feindlichen 
Kriegsschiffen in bezug auf das gegenseitige Verhalten benachteiligt 
werden. 

Es ist aber auch eine Verkennung des Wesens der Kriegs­
handlung. wenn man das Verhalten der sich gegenübertretenden Gegner 
von anderen Bedingungen abhängig machen will, als von den tat­
sächlichen für jeden Gegner auf der Gegenseite in die Erscheinung 
tretenden Umständen. Die Gründe oder Motive, die das Verhalten 
eines Gegners hestimmen. !';il1d. für da:.: Verhalten des Gegnet's während 
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der Kriegshandlung nicht maßgebend, zumal sie lediglich vermutet 
werden können. 

Die in dem Memorandum geforderte Feststellung, daß das Han­
delsschiff die Absicht hat, seine Waffe zum Angriff zu gebrauchen, 
ist also nur dann erfüllbar, wenn unter Angriff ein :\.ngriff in tech­
nischem Sinne verstanden wird. Daß diese Feststellung aber auf 
See und in dem Moment des Ansichtigwerdens noch hesonders er­
folgen müßte, ist ein durch nichts begründetes Verlangen. Vom Stand­
punkt derjenigen Staaten, die das Verteidigungsrecht von Handels­
schiffen anerkennen, muß es vielmehr genügen, wenn diese Fest­
stellung zwar vor dem Angriff des Kriegsschiffes, aber zu irgend einer 
Zeit erfolgt ist. Denn d~it ist das Recht der Verteidigung voll 
und ganz gewahrt, und das ist alles, was vernünftigerweise verlangt 
werden kann. ' 

C. Das Recht zur Wegnahme feindlicher Schiffe etuf See und 
das Recht zur Verteidigung sind, wenn letzteres überhaupt anerkannt 
wird, gleichwertige Rechte.1) Diese Gleichwertigkeit ist aber nur 
solange gewahrt, als der Gebrauch der Waffe auf dem Handelsschiff 
nur zulässig ist zur Verteidigung gegen einen tatsächlich' er­
folgten Angriff eines Kriegsschiffes, also zur Abwehr eines in die 
Erscheinung getretenen Versuches der Wegnahme_ Geht Iilan aber 
soweit, für das Vorliegen der Angriffsabsicht des angetroffenen Kriegs­
schiffes eine praesumptio juris et de jure aufzustellen und gibt man 
dementsprechend dem Handelsschiff die Befugnis zum Waffengebrauch 
gegenüber jedem in Sicht befindlichen feindlichen Kriegsschiff, so muß 
man letzterem, will man seine Rechte nicht zu Rechten minderen 
Charakters herabdrücken, die Befugnis geben, sein Verhalten ent­
sprechend einzurichten.. Die in dem aplerikanischen Memorandum 
aufgestellte Regel, daß es nicht zulässig sei, gegenüber jedem be­
waffneten Handelsschiff die allgemeine Vermutung aufzustellen, es 
werde von seiner Waffe angriffsweisen Gebrauch machen, ist daher 
auch nur dann richtig, wenn für die Angriffsabsicht des Kriegsschiffes 
ebenfalls keine allgemeinen Vermutungen und erst recht keine solchen, 
die den Charakter einer praesumptio juris et de jure haben, auf­
gestellt werden. Wobei aber nicht außer Acht gelassen werden darf, 
daß die Ansicht der amerikanischen Regierung jedenfalls nicht mit 
der englischen Ansicht über die Zulij.ssigkeit der Aufstellung von 
Vermutungen in Fällen übereill$timmt, in denen auf Grund eineS' ge­
wissen Tatbestandes eine von den allgemeinen Regeln abweichende 
Behandlung Platz greifen soll. So hat z. B. der englische Prisenrichter 
Sir Evans in seiner am 29. Oktober 1914 gefällten Entscheidung 
über das Fischerfahrzeug "Berlin" in der Frage, wie lange Fischer­
fahrzeuge einen Anspmch auf die nach dem XI:. H~er Abkommen 
vom 18. Oktober 1907 über gewisse Beschränkungen in der Ausübung 

1) VergI. Memorandum, Washington, March 25, 1916, 11, (7), S. 696: 
". . . "The right to capture and the right to prevent eapture are recognized 

all equally justifiable." (Anlage J) 
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des Beuterechts im Seekriege der Küstenfischerei zustehende Immu­
nität haben, entschieden: "The immunity would disappear, and it 
would be open to the naval authorities under the Crown to exclude 
from such immunity all similar vessels, if there was reason for be­
lievlng, that so me of them were utilised for aidi'ng the e'nemy". 
Und Sir Travers Twiss rechtfertigt in seinem Buche: "The Law of 
Nations": (Bd. lI'l S. 187) das Urteil des englischen Prisenrichters 
Lord Stowell in der Sache "Fanny", in der das neutrale Gut auf 
einem bewaffneten Schiff als verfallen erklärt wird, mit der aus­
drücklichen Begründung: "for it 18 a p,raesumptio juris et de jure 
th'at an armed Ship will resist visitation and search." 

Tatsächlich haben nun aber die Ententemächte in ihren Geheim­
Instruktionen nicht nur eine praesumptio juris et de jure dafür auf­
gestellt, daß bei jedem angetroffenen feindlichen U-Boot AngriIfsab­
sichten anzunehmen und demnach ohne weiteres das Feuer auf das 
in Sicht befindliche U-Boot eröffnet werden kann, sondern die prae­
sumptio juris et de jure geht sogar dahin, daß jedes angetroffene 
U-Boot ohne weitere Feststellungen als ein feindliches mit Angriffs­
absichten angesehen und dementsprechend behandelt werden darf. 
Nach diesen Instruktionen wa~n also nicht nur solche deutsche 
U-Boote, die tatsächlich die Absicht hatten, das in Sicht befindliche 
fei~dIiche Handelsschiff wegzunehmen, der sofortigen Beschießung durch 
das bewaffnete Handelsschiff ausgesetzt, sondern auch solche U-Boote, 
die diese Absicht nicht hatten, weil sie andere Aufgaben hatten. 
Rechtfertigt aber das Recht der Verteidigung 'aie Aufstellung solcher 
Vermutungen, so folgt daraus nötwendigerweise, daß dann auch eine 
Vermutung dafür spricht, daß jedes bewaffnete Handelsschiff sich 
nicht nur dem Versuch der Wegnahme mit Waffengewalt widersetzen, 
sondern diesem Versuch durch Angriff zuvorzukommen versuchen 
wird. Daraus folgt dann aber auch, daß der Gegner 'aas Verhalten 
seiner Seestreitkräfte diesel' Sachlage anpassen und demgemäß seinen 
Seestreitkräften anbefehlen darf, feindliche bewaffnete Handelsschiffe 
bei Antreffen ohne weiteres durch Gewaltanwendung zur Übergabe 
zu zwingen. 

Mit diesen Grundsätzen steht das Verhalten der deutschen Re­
giel'llng vollauf in Einklang,. Die Erklärung, daß deutsche Seestreit­
kräfte feindliche bewaffnete Handelsschiffe als Kriegführende be­
handeln, sie also nicht mehr 'wie friedliche Handelsschiffe vor der 
Wegnahme anhalten und untersuchen würden, ist nicht schon dann 
erfolgt, als die Tatsache der Bewaffnung feindlicher Handelsschiffe 
bekannt wuroe, nicht auch schon dann, als die Praxis zeigte, daß das 
Verhalten feindlicher bewaffneter Handelsschiffe ein anderes war, als 
es nach den der Ilegierung der Vereinigten Staaten seitens' der engli­
schen Regierung gegebenen feierlichen Zusicherungen zulässig war, 
obgleich nach englischer Ansicht schon dann eine solche Erklärung 
berechtigt gewesen wäre. Die Erklärung ist vielmehr erst dann erfolgt, 
als die deutsche Regierung 'in den Originalen der für englische 
bewaffnete Handelsschiffe erlassenen Instruktionen .len po~itiven Be-
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weis hatte, daß die englische Regierung durch Geheiminstruktionen 
an ihrE' bewaffneten Handelsschiffe, das in der Praxis hereits festge­
stellte, mit ihren feierlichen Zusagen in Widerspruch stehende Ver­
halten hervorgerufen hatte, indem sie die sofortige Eröffnung des 
Feuers auf Grund einer von ihr aufgestellten Vermutung der Angriffs­
absicht jedes in Sicht befindlichen U-Bootes befohlen hatte. Nicht 
also eine Vermutung, die sich auf die bloße Tatsache der Bewaffnun~ 
stützte, sondern schlüssige Beweise sind es gewesen, die die deut­
sche Erklärung hervorgerufen haben. 

VII. 
Man könnte nun einwenden, daß trotz der für aUe bewafmeten 

Handelsschiffe erlassenen Instruktionen das Kriegsschiff auf See doch 
noch in jedem Einzelfall feststellen müßte, ob das angetroffene 
Handelsschiff die Anweisungen der Instruktion auch tatsächlich aus­
führen werde. Abgesehen davon, daß, wie bereits ausgeführt, hierin 
eine nicht zu rechtfertigende Benachteiligung des Kriegsschiffes läge, 
läßt eine solche Einwendung zunächst die neuen V~rhältnisse außer 
Acht, die durch das Auftreten des U-Bootes als rechtmäßiges Mittel 
des Seehandelskrieges entstanden sind. 

Vor hundert Jahren, als bewaffnete Handelsschiffe noch eine nicht 
ungewöhnliche Erscheinung waren, war die Bewaffnung dieser Schjffe 
derjenigen der Kriegsschiffe weit unterlegen. Es bestand damals also 
keine Gefahr. daß das Handelsschiff seine Waffen zu Angriffen auf 
Kriegsschiffe benutzen würde. Ihr Gebrauch war vielmehr durch die 
Natur der Dinge auf ausschließlich ~erteidigungsweisen Gebrauch be­
schränkt. 

Der Übergang von der Segelsc'hiffahrt zur Dampfschiffahrt, die 
immer mehr gesteigerte Schnelligkeit der Dampfer auf der einen Seite 
und die Einstellung von U-Booten in die Kriegsflotte auf der andern 
Seite, 'haben die Verhältnisse von Grund auf verändert. Während des 
Krieges war das bewaffnete Handelsschiff, besonders wenn es größere 
als mittlere Geschwindigkeit 'hat, dem U-Boot fast immer überlegen. 
Schon der Gebrauch der Waffe zur Abwehr gegen ein U-Boot, daß das 
Recht der Anhaltung ausüben will, brachte dieses also, anders als das 
Kriegsscwff vor hundert Jahren, in die Gefahr vernichtet zu werden. 
Die Wirkung der Verteidigung geht also weit über den der Verteidigung 
nur zuzubilligenden Zweck .hinaus, den Angriff des Kriegsschiffes 
abzuweisen. Damit aber hat die Waffe an Bord eines' Handelsschiffes 
an sich schon nicht mehr nur Devensivcharakter, sondern Offensiv­
charakter, weil sie zur Vernic'htung des Gegners führt und damit eine 
Aufgabe erfüllt, die nur den bewaffneten Streitkräften zukommt. Erläß.t 
aber der Flaggenstaat der bewaffneten Handelsschiffe außerdem noch 
Instruktionen, nach deren Anweisungen die Waffe nicht nur zur Ab­
wehr eines tatsächlichen Angriffs des U-Bootes verwendet werden 
soll, so tritt der Offensivcharakter der Bewaffnung der Handelsflotte 
noch deutlicher hervor. Der Zweck der Verteidigung, nämlich der 
Schutz des Schiffes, tritt dann offensichtlich zurück hinter dem Zweck, 
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durch Vernichtung angetroffener gegnerischer U-Boote die eigenen 
Seestreitkräfte. denen allein völkerrechtlich diese Aufgabe zufällt, bei 
Ausführung dieser Aufgabe zu unterstützen. 

Stellt man sich trotz dieser Sachlage und trotz der Tatsache. daß 
infolge der für alle bewaffneten Handelsschiffe erlassenen Instruktionen 
diese Sachlage bei jedem angetroffenen bewaffneten Handelsschiff zu­
treffen wird, auf den StandplUlkt, daß das U-Boot dennochl einen Ver­
such der AnhaltlUlg machen muß, so hat dies zur Folge, daß der 
Kriegführende nicht nur in der rechtmäßigen KriegführlUlg benach -
teiligt würde, sondern daß er U-Boote im regelrechten Handelskrieg 
tatsächlich nicht verwenden kann. Das wäre ein Verlangen, das der 
Kriegführende nicht anzuerkennen braucht. denn wenn es völkerrechtlich 
erlaubt ist, daß sein Gegner sein Vorgehen veränderten Verhältnissen 
anpa"ßt, so ist es auch ihm gestattet, dasselbe zu tun. Die Konsequenz 
muß also die sein, daß 'es entweder dem Kriegführenden zugebilligt 
werden muß, seine U-Boote entsprechend dem Vorgehen des Gegners 
zu verwenden, ein Konsequenz, die die deutsche Regierung gezogen 
hat, oder aber, daß der Gegner das Verhalten seiner bewaffneten 
Handelsschiffe so regelt, daß ihnen gegenüber der völkerrechtliche 
Brauch der Anhaltung durchführbar ist. Letztere Schlußfolgerung hat 
die Regierung der Vereinigten Staaten in dem Vorschlage des Staats­
sekretä:rsLansing vom 18. Januar 1916 1) gezogen. In diesem Vorschlag, 
der zeitlich vor der VeröffentlichlUlg der deutschen Denkschrift vom 
8. Februar 1916, also bevor di~ in dieser Denkschrift mitgeteilten 
englischen Geheiminstruktionen bekannt gegeben waren, erfolgte, war 
die Regierung der Vereinigten Staaten auf Grund ähnlicher Über­
legungen, wie sie vorangehend angestellt sind, zu dem Resultat ge­
kommen, daß jede Bewaffnung von Handelsschiffen Offensivcharakter 
trage, wenn sie ,gegen U-Boote Verwendung finde. Wenn die Regierung 
der Vereinigten Staaten später, und nachdem die Ententemächte deri 
Vorschlag des Staatssekretärs Lansing abgelehnt hatten, die Regeln 
des Memorandums vom 2,5. März 1916 aufgestellt hat, in der der 
StandplUlkt des Vorschlages vom 18. Januar 1916 wieder aufgegeben 
worden ist 2), so kann dies doch nichts an der Berechtigung tIer in dem 
Vorschlage niedergelegten Schlußfolgerung ändern, daß jede Bewaff­
nung auf Handelsschiffen Offensivcharakter hat. wenn, wie die 
Geheiminstruktionen der Ententemächte ergeben. ihr Zweck der ist, 
gegen U-Boote Verwendung zu finden. 

1) Anlage H. 
2) Die Times schreiben in ihrer History of the War, Yol. VII S. 426 über 

!len Vorschlag folgendes: "The halfhearted suggestion by Mr. Lansing that merchantmen 
should disarm, and that if they did not they ran the risk of being treated a.s 
ships of war in American ports, deceived no one with the possible exception of 
a German Foreign Office that wished to be deceived," 

und in Vol. XI S. 362 folgendes: .,The period of the State Department's 
aberration was short. The surprise. not to say the indignation. of the Allies was 
conveyed to the President so authoritati\'ely from London that he instructed 
Mr. Lansing to abandon his suggestion." 
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VIII. 
Abgesehen von diesen allgemeinen Überlegungen, die ein U-Boot 

berechtigen, in jedem bewaffneten Handelsschiff ein zu o![ensiven 
Zwecken ausgerüstetes Fahrzeug zU sehen und es dementsprechend 
zu behandeln, führt eine Betrachtung der besonderen Umstände, unter 
denen während dieses Krieges die Ausrüstung von Handelsschiffen 
mit Waffen und die Handhabung der Waffen erfolgte, zu demselben 
Ergebnis. 

A. Hervorzuheben ist hier zunächst die Tatsache, daß die Ge­
schützmannschaften bewaffneter Schiffe aus Mitgliedern der Kriegs­
marine bestand. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob dies mit der Auffassung der­
jenigen Staaten, die ein Verteidigungsrecht von Schiffen anerkennen, 
in Einklang zu bringen ist. Jedenfalls hat die Regierung der Ver­
einigten Staaten kurz nach Ausbruch des Krieges in einem Memo'­
randum vom 19 .. September 1914 erklärt, ein bewaffnetes Handels­
schiff nur dann als ein friedlichen Zwecken dienendes Handelsschiff 
anzusehen, wenn es mit seiner gewöhnlichen Mannschaft besetzt 
sei. Die englische Regierung aber hat in ihren Geheiminstruktionen 
ausdrücklich angeordnet, daß die Geschützmannschaften in neutralen 
Gewässern Zivilkleidung tragen sollteJl. Hielt die eI).glische Regierung 
diese Täuschung für notwendig, so bewies sie damit, daß die Be­
satzung der Schiffe mit aktiven Marinemannschaften nach ihrer An­
sicht jedenfans nicht unbestreitbares Recht war. 

Wichtiger aber ist die Frage, welche Rechte dem Ge..gner gegen­
über einem so besetzten Schiffe zustehen. Die Geschützmannschaften 
befanden sich nicht als Passagiere an Bord, auch nicht als Teile der 
Schiffsbesatzung. Sie bildeten vielmehr einen geschlossenen mili­
tärischen Verband, dessen Bestimmung ausschließlich die war, gegen 
feindliche U-Boote mit den an Bord befindlichen Waffen zu kämpfen . 

. Feindliche Kampftruppen aber darf der Gegner überall, wo er sie 
antrifft, und ohne Rücksicht auf den Zweck, dem sie kämpfend dienen 
sollen, angreifen. Vor diesem Angriff vermag sie auch die Tatsache 
nicht zu schützen, daß sie sich auf einem sonst nicht ohne weiteres 
angreifbaren Schiff befinden, ebensowenig, wie der Angriff auf 
Truppen, die sich in einem Gebäude zu dessen Verteidigung befinden, 
unzulässig ist, weil durch den Angriff das Gebäude zerstört werden 
könnte. Im Gegenteil ist es vielmehr ein elementarer Grundsatz der 
Kriegsgesetze upd des Völkerrechts, daß Gebäude, die von Truppen 
verteidigt werden, ohne weiteres angegriffen und zerstört werden 
dürfen, um die in ihnen befindlichen Truppen zu vernichten oder sie 
wenigstens außer Kampf zu setzen. Ein gleiches aber gilt für Schiffe, 
zu deren Geschützbedienung sich' Marineformationen an Bord befinden, 
denn die Tatsache, daß der Gebrauch der Geschütze lediglich zur 
Verteidigung des Schiffes dienen soll, vermag weder das Schiff noch 
die Geschützmannschaft vor dem sofortigen Angriff zu schützen. 

Ein feindliches Schiff d~rf mithin, wenn festgestellt ist, daß sich 
eine Formation der Kriegsmarine zu Kampfzwecken an Bord befindet, 
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ohne weiteres zu dem Zwecke angegriffen werden, diese Kampf­
truppen zu vernichten. Diese Feststellung ist aber stets dann er­
folgt, wenn an Bord eines feindlichen Schiffes Geschütze festgestellt 
werden, weil währep.d dieses Krieges zugleich mit der Bewaffnung 
des Schiffes von den feindlichen Regierungen Geschützmannschaften 
zur Handhabung der Waffen an Bord kommandiert wurden. 

B. Hierzu kommt folgendes: 
Die Verteidigung eines Handelsschiffes kann, wenn man ihre Be­

rechtigung anerkennt, nur erlaubt sein. Sie ist höchstenfalls ein 
Recht des Handelsschiffs gegenüber dem Gegner, keine Pflicht gegen 
den Flaggenstaat. Ist zur Durchführung der Verteidigung die Aus­
rüstung des Schiffes mit Geschützen oder anderen Waffen erforderlich, 
so ist es Sache der Schiffseigentümer, sich solche zu beschaffen, 
oder sich wegen der Beschaffung von Waffen an die Regierung zu 
wenden, und es kann nichts dagegen eingewandt werden, wenn die 
Regierung solchem Ersuchen nachkommt. Auf diesem Standpunkt hat 
die englische Regierung auch im Jahre 1913, als sie den Plan kund­
gab. englische Handelsschiffe mit Geschützen zu versehen, noch ge-
standen1). , 

Dieser Standpunkt ist während des Krieges von den Entente­
Mächten verlassen worden. Die Regierungen haben die Bewaffnung 
der Handelsschiffe durchgeführt, ohne Rücksicht darauf zu nehmen, 
ob die Schiffseigentümer damit einverstanden waren. oder nicht. Aus 
dem Recht zur Bewaffnung war SQmit eine Verpflichtung geworden, die 
Ausrüstung mit Waffen zu dulden. 

C. Aus dem Recht zur Verteidigung folgt weiter aber auch, 
daß es dem freien Willen des Schiffseigentümers und des Kapitäns 
eines Schiffes überlassen werden muß, ob er von dem Recht zur 
Verteidigung, ob er von der Möglichkeit, Waffen zur Verteidigung 
des Schiffes zu benutzen, Gebrauch machen will. Diese Willens­
bildung darf und kann von nichts anderem abhängig sein, als von 
dem Bestreben, das Schiff zu verteid.!gen. Jeder Eingriff in dieses 
Recht der freien Willensbildung wird aber bewirken, daß der Ge­
brauch der Waffe nicht mehr nur von dem Bestreben, das ange­
griffene Schiff zu schützen, geleitet wird, sondern daß bei der Willens­
bildung auch andere Motive mitsprechen. 

Auch in dieses Recht der freien Willensbildung ist während des 
Krieges eingegriffen worden, und zwar zunächst durch Aussetzung 
von Belohnungen. 

Die Fassung des Wortlautes der Geheiminstruktionen brachte 
schon ohnedies die Gefahr mit sich, daß sie falsch ausgelegt wurden 
und daher zum Mißbrauch der Waffe führen mußte. Daß diese Ge­
fahr insbesondere von der englischen Regierung voll erkannt worden 
war, ist durch die bereits oben erwähnte Mitteilung des Earl of Lytton 
erwiesen, und daß sie zum Mißbrauch tatsächlich geführt hat, ist 
nicht nur durch die Erfahrungen deutscher U-Boote, sondern auch zum 

1) Vergl. Rede von Winston Churchill vom 26. März 1913 im englisooen 
Unterhaus. 
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mindesten eines englischen U-Bootes festgestellt, wie der ebenfalls 
bereits erwähnte, in der englischen Geheiminstruktion vom A:pril 
1915 angeführte Fall der Beschießung eines englischen U-Bootes zeigt. 
Zu diesel' bereits bestehenden Gefahr ungewollten - d. h. vom Kapitän 
ungewollten - Mißbrauchs der Waffe wird durch die Aussetzung von 
Belobnungen die Gefahr des gewollten Mißbrauchs hinzugefügt, hervor­
gerufen durch Ehrsucht oder Gewinnsucht. Diese Gefahr war um so 
größer, als infolge der durch die Anweisungen der Geheiminstruktionen 
zulässigen'weitgehenden Befugnis zum Mißbrauch der Waffe niemals 
nachprüfbar war, ob die Verwendung der Waffe zur Verteidigung des 
Schiffes notwendig war oder nicht. 

Überdies gewinnen die Belohnungen eine ganz besondere Be­
deutung, wenn man folgendes berücksichtigt: Die Belohnungen wurden 
nicht nur von Privatpersonen, sondern. auch von den Regierungen aus­
gesetzt. Die lnit der Aussetzung dieser Belohnungen verfolgte Ab­
sicht aber trat besonders dadurch deutlich in die Erscheinung, daß 
die Regierungen erhobene Ansprüche auf Belohnungen durch staat­
liche Organe nachprüfen ließen, und daß die Belohnungen in Fällen, 
in denen die Bekämpfung von U-Booten durch Rammversuch be­
hauptet wurde, erst dann erteilt wurde, wenn durch Untersuchung 
des Handelsschiffes im Dock nachgewiesen werden konnte, daß der 
Schifiskörper Spuren des Rammstoßes aufzuweisen hatte. Die lnit 
den Belohnungen verfolgte Absicht war also weniger die, den Kapitän 
zur Abwehr von Angriffen zu veranlassen, als ihn vielmehr zur 
Vernichtung von U-Booten zu ermuntern. Diese Absicht deckt sich 
lnithin vollkommen mit der 1!ei der Aussetzung von Prisengeldern 
verfolgten Absicht. Auf die Absicht aber kommt· es allein an, nicht 
auf die äußere Bezeichnung. In Form von Belohnungen sind also 
von der englischen Regierung in Wirklichkeit Prisengelder in ver­
schleierter Form festgesetzt worden. Ganz deutlich ergibt sich dies 
aus den von der italienischen Regierung getroffenen Maßnahmen. 
Nach einer italienischen Verordnung vom 22. Oktober 1916 soll näm­
lich ein Fonds geschaffen werden, gebildet aus einer vom Staat zu er­
hebenden Abgabe sämtlicher italienischen Dampfer von über 500 
Tonnen, aus dem Prälnien an Besatzungen solcher italienischen Schiffe 
gezallit werden sollen, die ihre Schiffe lnit Mut und Tapferkeit gegen 
die Angriffe feindlicher Schiffe verteidigt haben." N ach den von 
der italienischen Regierung erlassenen Instruktionen besteht aber 
kein Zweifel darüber, daß insbesondere diejenigen Besatzungen italieni­
scher Schiffe einen Anspruch auf s01che Prämien haben, die deutsche 
U -Boote angegriffen haben. 

Die englische Regierung hat sich aber nicht nur darauf beschränkt, 
durch Aussetzung von Belohnungen den freien Willen des Ka'pitäns 
zum Gebrauch der an Bord befindlichen Waffen in unzulässiger Weise 
zu beeinflussen, sie hat vielmehr diesen freien Willen ganz und gar 
zu beseitigen gesucht. Die Befolgung der Geheiminstruktionen ist 
den Kapitänen der Schiffe durch Androhung von Strafen zur Pflicht 
gemacht worden. Stand ein Kapitän infolge eines militärischen Ver-
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hältnisses unter der :::itraIgewalt englischer Militärbehörden, so wurde 
er von diesen wegen Nichtbefolgung der Instruktionen zur Verant­
wortung gezogen; stand der Kapitän nicht in einem militärischen 
Verhältnis, so griff der englische Board of Trade ein, wie die oben 
mitgeteilten Angaben beweisen. Hinzu kommt, daß die an Bord befind­
Hchen Geschützmannschaften Mitglieder der Kriegsmarine blieben, und 
als solche ohne weiteres' den militärischen Strafgesetzen unterstanden. 
Somit standen also alle diejenigen Personen der Besatzung, denen 
die Durchführung der Geheiminstruktionen und die Handhabung der 
Waffen oblag, unter Strafzwang I 

D. Nach dem amerikanischen Memorandum verlieren aber bewaff­
nete Handelsschiffe dann ihren Charakter als triedliche Handels­
schiffe, und sie werden zu Kriegsschiffen, wenn sie auf Grund von 
Befehlen zur Aufsuchung und Zerstörung feindlicher Kriegsschiffe 
verpflichtet oder unter Gewährung eines Anspruches auf Prisengelder 
berechtigt sind. Berücksichtigt man die vorangehenden Feststellungen 
so ergibt sich1 daß alle diese Merkmale auf bewaffnete Handelsschiffe 
der Ententemächte zutrafen, mit der einzi,gen Ausnahme, daß diese­
bewaffneten 'Schiffe nicht ausdrücklich zur Aufsuchung feindlicher 
U-Boote berechtigt waren, sondern diese nur im Falle der Begegnung 
zu zerstören versuchen durften. Aber diese Ausnahme ist nur eine 
sclleinbare. Nach der oben angeführten italienischen Verordnung zur 
Ausübung des Prisenrechts vom 25. April 1917 haben italienische be­
waffnete Schiffe auch das Recht, solche U-Boote anzugreifen, die­
den Versuch machen, ein anderes Handelsschiff einer der Entente­
Mächte wegzunehmen. Mithin sind sie berechtigt, von ihrem Kurse 
abzuweichen, sobald sie z. B. durch drahtloses Signal von emem 
Angriff eines U-Bootes auf ein anderes Handelsschiff erfahren. ita­
lienische bewaffnete Schiffe sind hiernach also auch zur Aufsuchllll;,g 
feindlicher U-Boote berechtigt. Gleiches gilt für die englischen bewaff­
neten Handelsschiffe. Auch sie dürfen ein anderes Schiff aufsuchen, 
um seiner Mannschaft Hilfe zu bringen. Zwar schreiben die Geheim­
instruktionen vor, daß in solchem Fall das Handelsschiff nur dann 
zum Kampf schreiten soll, wenn es selbst angegriffen wird. Nach 
den selben Geheiminstruktionen befindet sich aber das bewaffnete Han­
delsschiff schon dann im Zustande des Angegriffenseins, wenn es ein 
U-Boot in Sicht bekommt. Wenn also der Kapitän des bewaffneten 
Schiffes seinen Kurs ändert, um die Mannschaft eines anderen ange­
griffenen Schiffes aufzusuchen, so wird er, wenn er die Geheim­
instruktionen richtig durchführen will, .zunächst das Feuer auf das 
in Sicht kommende U-Boot eröffnen mussen, bevor er sich um die 
Leute kümmert. 

Hiernach sind also die bewaffneten Handelsschiffe Kriegsschiffe 
im Sinne des amerikanischen Memorandums. Diese Feststellung gilt 
aber für alle bewaffneten Handelsschiffe, denn sie alle haben die­
selben Instruktionen an Bord, deren Anweisungen sie zu befolgen 
verpflichtet und unter Gewährung eines Anspruchs auf Prisengeld 
in Form einer Belohnung berechtigt sind. 
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Daß die Verfolgung kriegerischer Zwecke nicht die alleinige Be­
stimmung dieser bewaffnetell Schiffe war, diese Bestimmung viel­
mehr neben der hauptsächlichen Bestimmung, der Betätigung im 
Handelsverkehr, bestana, kann an dem Kri~gsschiffscharakter dieser 
Schiffe nichts ändem. Dies ergibt sich aus der Entscheidung des engli­
schen Prisenrichters Sir W. Scott in dem Falle "Fanny" r vergl. 
I. Dodson, S. 443 (448)]: "The ship being fumished with 
a letter of marque, is manifestly a ship of war, aod 18 
not otherwlse to be conaldered, because She acted al80 
In a commerclal capaclty. The mercantile character being superadded, 
does not prooominate over or take away the other". 

Diese Ansicht entspricht auch dem in dem Memorandum der 
Regierung der Vereinigten Staaten vom 25. März 1916 am Schluß 
niedergelegten Standpunkt, der in folgenden Sätzen Ausdruck 
gefunden hat 1) : 

"A vessel engaged intermittently in commerce and under a 
commission or orders of its government imposing a penalty, in 
pursuing and attacking enemy naval craft, possesses a status tainted 
with a hostile purpose which it cannot throw aside or assume at will. 
It should therefore be considered as an armed public vessel and 
receive the treatment of a warship by an enemy and by neutrals." 

... 

1) Anlage 1. 
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"alage A 

1)enffdJrift ber AaiferlidJ DeutfdJen ltegierung 
über bie13ebanblung bewaffneter AauffabrfeifdJiffe. 

L 

1. edjon bot ~uBbtu~ be~ _gegentuiittigen anegd ~Qtte bie Jarltif. 
Slegierung englif~en »leebeteien @e(egen~it gegeben, i~re aauff~tteifd}iffe 
mit &efdJiiien au Qrmieren. ~m 26. illiira 1913 gab ber bQmalige itfte 
20rb ber' ~bmiralität, tminjlon (i~urd)iU, im btitifdjen 'Qr[Qment bie it .. 
fiätung Qb ~n[Qge 1), bQU bie ~bmiralitiit bie »leebereien aufgeforbett 
~abe, aum @)~,e geBen bie in (elUiffen ~Uen bon fdjmUen ~ilfi" 
fteuaern Qnberer IDlii~te btO~enben Qkf~ren eine iltta~[ erftflQff!9er 
2inienbQnq,fet au belUQffnen, bie bllbutd) aber ni~ etwQ feUJft ben "I)a­
rQfter non ~ilfifreuaern Qnne~men foUten. i>ie »legierung hJoOllte ben 
Sleebereien biefer @).ffe bie nottoenbigen (kfdj.ftie, b~ genilgmbe aJluni­
tion unb geeignetei 'etfonQ[ !Ur Eid)ulung non Jaebienullßimannfd)clftm 
aur tBerf1igung fte[[en. 

2. i)ie englifctjen Sleebereien finb ber Vluffotbetung ber m,mualitiit 
bereitwillig nQ~efommen. Eio fo.nnte ber 'riifibent bet 9lo1)Q[ IDlcril 
SteQm 'Qdet (ionq,Qnt), eit (>wen '~ilq.,~i, ben ~ftioniiten feinet @Je.. 
feUf~Qft bereiti im BRQi 1913 mitteilen, bQU bie gröüeren i>_fer ber 
@efeUf~Qft mit @ef~ii,en QUistetilftet feien; ferner tleröfftntlidjte im 
3QnuQr 1914 bie btitifdje Vlbmtralitiit eine 2ifte, wonQdj 29 i>Qnq,fer 
tlerf~iebener englifdjet 2inien ~edgefdJ1iie ~t!tn. 

3. 3n ber ~Qt fteUten balb nQd) Vluibtudj bei anegei beutf. ateuaer 
feft, bQU englifd)e 2inienbQnq,fer bewQffnet WQren. tieiftJielitueife trUß 
ber i>Q~er ,,2Q (iorrentinQ" ber ~oulbet .. 2inie in 2ibettJiOol, bet Qnt 

7. Dftober 1914 bon bem beutfd)en ~Ufift~r ~"aro~tina !B~ml# 
QufgebrQd)t IUUrbe, 6tDei 4,7 aöllige t)edgef~1iie. !"'tIJ twrbe Qm 1. ~tuQr 
1915 ein beutfdjei Unterfeeboot im $lQnm hurd) etne engUf. 3Q~t be­
f~offen. 

ll. 

1. !BQi ben bölfette~tlitf)en (i~QrQfter &eluQffneter IGUffQ~teif=~: 
betrifft, fo ~t bie 8titifdje 9legierung für bie eigenen Icniff~tteif • 
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ben ~tanbl'unft eingenommen, baa iol~e I?a~iffe ;0 lange ben ~~atafter 
bolt ftiebli~en ,panbe{ßf~iffen be~alten, a{ß fie bit maffen nm 3U ~er" 
teibigungß3tueden fit~ten. ~emgtmäa ~at ber 5Btitif~ 5Botf~after in 
tmaf~ington ber ~metifanifd}en ffiegierung in einem ®~reiflen tJom 
25. ~uguft 1914 (~nlage 2) bietueiteftge~enben ~erfi~'erungen ab .. 
gegeben, baa britif~ Sfauffa~rteif~iffe niemaIß 3u ~ngriffß3tu,eden, fonbern 
nur .3ur ~erteibigung fletuaffnet tuerben, baa fie infolgebeffen niemaIß 
feuern, e~ fei benn, baa 3u.erft auf fie gefeuert tuirb. ~itr fletuaffnete 
®~iffe anberer ~laggen ~at bqgeg,en bie 5Btitifc4e lliegierut\g ben @runb .. 
fa, aHfgeftellt, bau fie alß ~riegßfcf)iffe 3U fle~anbeln feien; in ben Prize 
bourt Rules, bie bur~ bie Order in Council bom 5. ~uguft 1914 erI~ffen 
tuorben finb, ift unter 9lr. 1 ber Drber I ausbritdlicf) fleftimmt: "ship 
of war shall include armed ship". 

2. mie meutfcf)e ffiegierung ~at feinen .3ltJi!ifel, bau ein Sfauffa~rtei .. 
f~iff buref) bie ~rmierung mit @efef)it,en frieg~mäuigen ~~arafter er~ält, 
unb ~tuar o~ne Unterf'Cl)ieb, ob bie @ef~it,e nur ber ~rteibigung ober 
auef) bem ~ngtiff bienen follen. ®ie ~ält jebe ftiegerifcf)e ~etät!gung 
eine~ feinbli~en Sfauffa~rteif~iffß fitr tJölfette~tßtuibtig, tuenn fie au~ 
ber entgegenfte~enben ~U'ffaffung baburcf) ~e~nung trägt, bau fie bie 
5Beja,ung eine~ folcf)en ®~iffeß ni~t als ~iraten, fonbern als Sftieg .. 
fit~renbe be~anbelt. 3m ei~lnen ergibt fief} i~r ®tanbl'unft au~ ber im 
Dftofler 1914 ber ~metifanif~en 9legierung unb in~altnef) au~ anberen 
neutralen IDlä~ten mitgeteilten ~ttf5ei~nung itber bie 5Be~anblung fle .. 
tuaffneter ~auffa~rteif~iffe in neutraltn ,p~fen (~nlqge 3). 

3. ~ie neutralen IDlä~te ~aflen fic4 gum %.eil ber fltitifcf)en ~f" 
fafiung angefcf)loffen unb bemßtmäa fletuaffmten ~auffa~rteif~iffen ber 
ftiegfü~renben IDläef)te ben ~utent~alt in i~ren ,päfen unb llieeben o~ne 
bie 5Bef~ränfungen geftattet, bie fie ~tiegßf~iffen buref) ~re 9leutralitäts .. 
beftimmungen auferIegt ~atten. .8um X,eil ~aflen fie aber auel) ben ent .. 
gegenß.efe'ten ®tanbl'unft eingenommen unb fletuaffnete Sfauffa~rteif~iffe 
~riegfü~renber ben fitr Sftieg~fel)iffe geltenben 9leutraIitätsregeln unter .. 
tuorfen. 

III. 

1. ~m 2aufe be~ Sltieges tuurbe bie 5Betuaffnung englifel)er ~auffa~rtei .. 
fel)iffe immer allgemeiner burd)gefit~rt. ~us ben 5Berief)ten ber beutf~n 
@ieeftreitfräfte tuurben 3a~lreicf)e ~älle flerannt, in benen englifcfJe 
~auffa~rteifel)iffe niel)t nur ben beutfel)en ~tieg~fcf)iffen betuaffneten miber .. 
ftanb entgegenfe,ten, fonbern i~rerfeitß o~ne tueitettß 3um ~ngriff auf fie 
itflergingen, tuoflei fie fiel) ~äufig auel) nod) falf~er ~laggen flebienten. 
tiine ßufammenftellung fol~er ~äne finbet fief) in ber ~nlage 4, bie naef) 
2age ber ~aef)e nur einen %eil ber tuitfiief) erfolgten ~ngtiffe umfaffen 
fann. ~uef) ge~t auß ber .8ufammenftellung ~erbor, bau fief) baß gefef)ilberte 
~er~alten nief)t auf englif~e ~uffa~rteifef)iffe flefef)ränft, bie{me~r tlon ben 
Rauffa~rteifef)iffen ber ~erflitnbet,en (inglanbß nacr,gea~mt tuirb. 
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2. ilie ~ufUärung für baß geidJHberte ~orlle~en ber be1tJaffneten 
englij~en srauffa~rteif~iffe ent~a(ten bie in bell ~nlagen 5-12 t>~oto .. 
gttWl}ild)*) tuiebergeg-cbenen gegeimen ~ntlJeifungen ber britif~en ~ 
miralitiit, bie bon beutf~en ~eeftrdtfräften auf weggenommenen @)~iffen 
gefunben worben finb. iliefe m:ntueifungen regeln biß inß einoelne ben 
artiUeriftif~en ~ngriff englif~er srauffa~tteifrf)iffe auf beutf~ Untetj'ee .. 
boote. @)ie ent~alten genaue ~otj'tf}riften iibet bie ~ufnagme, ~eganblung, 
Xätigfeit unb ~ontroUe ber an ~orb ber ~auffagrteif~iffe übernommenen 
britif~n ®ef~ü~mannf~aften, bie a. ~. in neutralen tläfen feine Uniform 
tragen folIen, alfo offenbar ber britif~n ~ie9ßmarine angegören. ~ot 
allem aber ergibt fitf} barauß, bau biefe bewaffneten ~d)iffe ni~t ettua 
itgenbeine feefriegßre~tli~e Wlaunagme ber beutfrf)en Unterfeeboote ab .. 
warten, fonbern biefe ogne weitereß angreifen f.ollen. ~n biefet (>infitf}t 
finb folgenbe ~otj'd)riften befonberß legrrei~,: 

a) ilie "ffiegeln für bie ~enu~ung unb bie fOfigfältige ~nftmtbgaltung 
ber ~ewaffnung bon ~auffagrteifel}iffen, bie au ~rteibigungßaweden 
bewaffnet finb" (m:nlage 5, 6) beftimmen in bem ~tf}nitt ,,®efeel}t" 
unter 9lr. 4: "es ift nid}t ratfam, bas ~euer auf eine B~öuere (int­
fernung alß BOO IDarM au eröffnen, es fei benn, bau ber tjeinb bereiti 
bas ~euer borger eröffnet ~at". ®ntnbfä~liel) gat giernael} baß Stauf .. 
fa~rteifel}iff bie m:ufgabe, baß ~euer au eröffnen, o~ne 9lüdfiel}t auf 
bie (>artung beß Untetj'eebootß. 

b) i')ie ,,~ntueifungen, betreffenb Unterfeeboote, geraußgegeben fitr ~el}iffe, 
bie au ~erteibigungßowedel\ betuaffnet finb" (~nlage 9, 10) fel}reiben 
unter ·9lr. 3 bor: "mJenn bei Xage ein Unterfeeboot ein ~el}iff offen .. 
fiel}tliel} berfolgt, unb wenn bem S&Witän augenfel}einlia, ift, bau es 
feinbliel}e ~fiel}ten gat, bann foll baß betfolgte ~el}iff au feiner ~er" 
teibigung baß ~euer eröffnen, auel} tuenn bas Unterfeeboot uoel}, feine 
entfd)ieben feinbliel}e (>anblung, wie a. ~. ~feuern eiueß ®efdjü~es 
ober eineß Xott>eboß, begangen gat." ~uel) giernatf} genügt alfo bd 
bl,,-ue (i~f~inen eineß Unterfeebootß im ~ielw~ffer beß ~auffagttei .. 
fel}iffß als m:nlau für einen bewaffneten ~ngriff. 

~n allen biefen ~efeglen, bie fitf} niel}t etwa nur auf bie ~eeftiegsaone um 
(inglanb beaiegen, fonbern in ~rem <Meltungsbereiel) unibeJel}riinft Jinb 
(tletjJl. für baß Wlittelmeer ~nlage 12), tuirb auf bie ®el}eiml}altung ber 
gröDte 9lad)bntd gelegt, unb awar offenbar besgalb, bamit bas bölfemel}U .. 
tuibrige unh mit ben britiJel}en .sufid)entnsen (~nlage 2) iu bollem !Biber .. 
ft>ntcf} ftegenbe ~orgegen ber Rauffal}rteifel}iffe berit ~einbe tuie ben meu­
tralen berborgen bleibe. 

3. (>iernael) ift nargeftellt, bau bie bewaffneten englifel}en ~auff(lgrtei .. 
fel}iffe ben amtliel}en ~uftrag gaben, bie beutfel}en Unterfeeboote überall, 
tuo fie in igre miige gelangen, geimtiidifd) au überfallen, alfo tiidfiel}tslos 
gegen fie Rrieg au fügren. ila bie @)eefriegsregeln (inglanbs bon feinen 
~erbünbeten ogne tueitereß übernommen tuerben, muu ber macf)tueis auel) 
für bie bewaffneten ~auffagtteifel}iffe ber anberen feinblidjen @)taaten aIß 
erbrael}t gelten. 

*) t)iet nut im i'tud llIiebetgegeben. 
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IV. 

1. Unter ben borfte~enb bargelegten Umftänben ~a6en feinblidje 
aauffa~rteifdjiffe, bie mit @efdjüven bewaffnet finb, fein fflecf)t me~r barauf, 
als frieblidje ,panbelsfdjiffe angefe~en 3U werben. ~ie beutfcf)en '5eeftreit .. 
fräfte werben ba~er nad) einer furoen, ben 3ntereifen ber lneutralen ffledy 
nung tragenben {Yrift ben ~efe~l er~alten, folclje ~d)iffe als ~iegfü~renbe 
3U be~anbe(n. 

2. ~ie ~eutfdje 9legierung gibt ben neutralen IDlädjten bon biefer 
~ad)lage ~enntnis, bamit fie i~re Wnge~örigen warnen fönnen, weiter~in 
i~re ~erfon ober i~r ~ermögen bewaffneten ~auffa~rteifdjiffen ber mit bem 
Sl)eutfdjen 9leidje im ~riege befinblid)en IDl~te an3U1bedrauen. 

~ e r I in, ben 8. {Yebruar 1916. 
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!(nlage J. 

(Etfldrung bes (Erften ~orbs ber 2LbmiraIitäf, 
lDinfton a:burd)iI~ in ber Si\Jung bes briftfd)en 

Unterbaufes Dom 26. mär3 1913. 
(Parliamentary Debates, Official Report, 3M Session of the 80 th Parliament, 

House of Commons, 1913 Bd.1 S.1776 bis 1777.) 

I tum to one aspect of trade protection which requires special 
reference. Is was made clear at the second Hague Conference and 
the London ConferenC'e, that certrun of the Great Powers have reserved 
to themselves the right to convert merchant-steamers into cruisers, 
not merely in national harbours, but if nec'6ssary on the high seas. 
There is now good reason to believe that a considerable Dum.ber of 
foreign merchant-steamers may be rapidly converted into armed ships 
by the mounting of guns. The sea-bome trade of the world follows 
well-marked routes upon nearly all of which the tonnage of the Bri­
tish merc'antile· marine largely predominates. Our food-carrying liners 
and vessels carrying raw material following these trade routes would 
in certain contingencies meet foreign vessels a.rmed and equipped in 
the manner described. If the British ships had no annament, they 
would be at the mercry of any foreign liner carrying one effective gun 
and a few rounds of ammunition. It would be obviously absurd to 
meet the contingency of considerable numbers of foreign armed 
merchant-crWsers on the high seas by building an equal number 01 
cruisers. That would expose this country to an expenditure of money 
to meet a partic'Ular danger, altogethe:r disproportionate to the expense 
caused to any foreign Power in creating tha.t danger. Hostile cruisers .. 
wherever they are found, will be cove:red and met by British ships of 
war, but the proper reply to an armed merchantman is another mer­
chantman armed in her own defence. 

This is the position to which the Admiralty have felt it necessar/ 
to draw tue attention of leading shipowners. We have felt justified 
in pointing out to them the danger to life and property which would 
be incurred if their vessels were totaJly incapable of offering any 
defence to an attack. The shipowners have responded to the Admiralty 
invitation with cordiality, and sllbstantial progress has been made in 
the direction of meeting it by preparing as a defensive Jaeasure 10 
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equip a .number of first-class British liners to repel the attack of armed 
foreign merchant-cruisers. Although these vessels have, of course, 
a wholly different status from that of the regularly commissioned 
merchant-cruisers, such as those we obtain under the Cunard agree­
ment, the Admiralty have felt that the greater part of the (ost of 
the necessary equipment should not fall upon the owners, and we 
have decided, therefore, to lend the necessary guns, to supply aID­
munition, and to provide for the training of members of the ship's 
company to form the guns crews. The owners on their part are paying 
the cost of the necessary structural conversion, which is not great. 
The British meroontile marine will, of course, "have the protection of 
the Royal N avy under all possible cücumstances, hut it is obviously 
impossible to guarantee individual vess·els [rom attack when they are 
scattered on their voyages aIl ov,er the world. No one can pretend to 
view these measures without regret, or without hoping that the period 
of retrogression all over the world which has rendered them neces­
sary, may be succeeded by days of broader international confidence 
and agreement, than those through which we are now passing. 
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m:n(age 2. 

2Cus3ug aus ber amtUd)en lleröffentlid)ung bes 
Staatsbepartements ber llereinigten Staaten uon 

2Cmerifa 
"European War No. 2, Diplomatie Correspondenee 
with Belligerent Govemments relating to Neutral 

Rights and Duties". S.41. 

The British Ambassador to the Secretary of State. 

No. 289. British Embassy, 
Washington, August 25, 1914. 

Sir: With reference to Mr. Barclay's notes Nos. 252 and 259 of 
tbe 4th and 9th of August, respectively, fully explaining the position 
taken up by His Majesty's Govemment in regard. to the question of 
armed merchantmen, I have the honour, in view of th'e fact that a 
number of British armed merchantmen will now be visiting United 
States ports, to reiterate that the arming of British merchantmen is 
solely a precautionary measure adopted for the purpose of defence 
against attack from ho stile craft. 

I have at the same time been instructed by His Majesty's Prin­
cipal Secretary of State for Foreign Affairs to give the United States 
Govemment the fullest assurances' that British merchant-vesseis will 
never be used for purposes of attack, that tbey are merely peaceful 
traders armed onIy for defence, that they will never fire unless first 
fired upon, and that they will never under any circumstances attack 
any vessel. 

I have, ecl 

Cecil Spring-Riee. 



~nlage 3. 

2luf3eid)nung ber 1>euijd)en ltegierung, 
betreffenb bie ~ebanblung bewaffneter äauffabrteifd)iffe in 

neutralen ijäfen, uom 13. Oftober 1914. 

9ladj einer amtlidjen IDlittei(ung ber m3eftminfter..@a~tte uom 
21. @September 1914 ~at bas @Staatsbepartement in m3af~ington bie 
~ntidjeibung getroffen, bau @Sdjiffe einer frie.gfü~renben IDladj.t, bie mit 
58etuaffnung unb IDlunition tJetfe~en finb, gleitf)tuo~l iu ameiüanifdjen 
~~fen als ~auffa~rteifdjiY,fe be~anbeIt tuer!>en follen, fu'fern bie 58etuaffnung 
ausfdjlieul~dj fBerteibtgungs3tuecfen bient. i)iefe ~ntfdjeibun.g trägt ben 
@runbfäien ber 9leutralität nicqt genügenb ~edjnung. 

:Btuecf ber artiIleriftifdjen ~usrüftung ber britifdjen ~au.ffa~rteifdjiHe 
ift ber betuaffnete iBiberftanb gegen bie beu~f~n ~teU3er. ~in Joltf)er 
m3iberftattb ift uölferredjtstuibrig, weil fiet; ein ~auffa~rteifdj.iff gegen ein 
ShiegsfdJiff nidjt militärifdj uerteibigen barf; er tuütbe bem ~riegsfdjiff 
bas ~etf)t geben, bas ~auffa~rteifdjiff mit IDlannfdjaft unb ~affagieren 
in ben @runb 3u bo~ren. ~s fann be3weifelt tuerben, 00 berart betuaffnete 
@Sd)iffe übet~au~t in bie ~äfen eines neutralen ~taates aufgenommen 
tuerben bürfen. ~ebenfalls fönnen aber foldje ~dj.iffe in neutralen ~äfen 
feine befiere 58e~anblung genieuen, niie bie 3ur 'legitimen ~riegfü~rung 
beftimmten eigentlidjen ~tiegsfdjiffe; fie tuürben alfo minbeftens ben 
ffiegeIn untertuorfen fein, bie ber neutrale @Staat 3ur 58efdjrättfung !>es 
~ufent~aIts ber ~riegsfdjiffe friegfü~renher @Staaten erlaffen ~at. 

iBenn bie ~metifaniftf)e ~egierun9 i~rer meutralitätß~flidjt baburdj 
3U genügen glaubt, bau fie bie 8uIaffung bewaffneter ~auff~rteifd)iffe 
auf bie lebiglidj 3ur fBerteibigun:g eingeridjteten @Sdjiffe befdjränft, fo 
muu baranf ~ingetuiefen tuerben, bau eß für ben friegsmäuigen ~~arafter 
eineß @Sdjiffes auf ben Unterfdjieb 3wifdj.en ~njJriffs" unh fBerteibigun.g~" 
tuaffen nidjt anfommt, bau uielme~r bie 58eftimmung beß @Sdjiffeß 3U 
friegetifdjer 58etätigung irgenbWeldjer ~rt entfdj.eroenb tft. überbies bieten 
58efcf)ränfunilen im Umfang ber 58etuaffnung feine @etuä~r bafür, bau 
berart betuaffnete ~djiffe nidjt bocf) gegebenenfalls 3U ~ngtiffs3tuecfen uer" 
wenbet tuerben. 



~nlage 4. 

3ufammenfte({ung non ~ä({en, in benen feinbUd)e 
iauffabrteifd)iffe auf beuijd)e ober öfterreid)ifd) .. 

ungarifd)e Unterfeeboote gefeuert baben. 

~atum :Ort 

1915 
11. IV. ~üblidje 

lJlotbfee 6ei 
lJlotb~inbet 
~euetf djiff 

28. IV. lJlotbfee, 
ettua 60 sm 
notböftlidj 

:t~ne. 

münbung 

lJlattonalität 
unb lJlame 

be3 ~djiffe3 

Un6elanntet 
~ampfet 

Un6efanntet 
~ampfet 
mittletet 

<Btöße 

29. V. !lBefteingang ~g(ifdjet 
be3 englifdjen ~ampfet 

seanaI3 ~emetata 

6ei :Oueffant 

3. VI. !lBefteingang Un6efanniet 
be3 englifdjen ~ampfet 

seanal3 
50 sm füblidj 
bet ~clll~3 

lJläijere ~ngaben 
ü6et bie faegleitumftänbe 

l)ampfer o~ne ~lag1Je. l)ampfer ~t ~e~" 
ro~r gefe~eit, eröffnete auf etlUa 3000 m 
@Sefdjü,feuer unb br~te auf U .... 3U. 
l)etonationen ber @SeidjoHe in ber mii~e bes 
58oote5 ~örbtlr (etlUa 15 bis 20 ~djufJ). 

l)Qm.pfer fam auf @Segenfur5 in ~idjt, er" 
öffnete auf etlUa 3000 m .plö,lidj ~euer, 
o~ne ~ltl1Jge 3u fe,en. Db er neutrale 
~b3eidjen fü~rte, lUar bei ber botlidjen 
®te((ung nidjt aus3umadjen. @Sefdjü, nadj' 
~uffdjliigen etlUtl 5 bis 7 cm. U ... 
ent309 fidj bem gut Hegenben ~euer burm 
®d)nenttludjen. 

U . . . berfolgte ben l)am.pfer unb beriudjte 
auf 4: 500 m lfutfernung i~n burdj mlar" 
nung5fdjüHe 3um ®top.pen 3u bringen. 
~mpfer bre~te ab unb etlUiberte bai 
~euer. 

U . .. berfudjte ben ~fer nadj ~r .. 
nungsfdjuu burdj ~rti((eriefeuer 3um 
®top.pen 3U bringen. l)er ~mpfer er" 
wiberte ba5 ~euer mit einem .pedgefdjü,. 
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!nationalität 
'l>atum Drt unb !name 

be~ 6~iffe~ 

1915 
14. VI. ~eftLidj bet 2 un6efannte 

~e6riben 'l>anl\.lfer 
(etwa 308m 
110n 2ewi~) 

14. VIII. ~dfdjc 6ee @ltoher eng. 
Lifdjet 

'l>ampfet bet 
!Jlo~ar !maHR 

!nä~cre Wnga6en 
übet bie !ßegleitumftänbe 

~eibe ~am~fer fuijren bicijt beieinanber; 
auf etwa 4000 m eröffneten beibe ~euer 
auf U ... mit ffeinfaHbrig,en .pedgejcijü,en. 
~uffcijläge lagen feitIicij feijr fcI)lecijt. 
6d)neIItaucijen, auf ~iefe gefaijren, ba 
Unterwafferangriff ausficijtslos. 

U . . . wurbe bom ~am~fer 09ne jebe >lier", 
anlaffung auf 8000 m vlö,Iicij bejcijoifen. 
Shtr~fcijüffe. @:in ~ngriff war auf ben 
~m~fer nicijt angefe,t worben. 

18. VIII. !ßriftor.Sfanar Unflefanntet ~m~fer nacij ~rnung burcij 6cijüHe ~um 
i)am\.lfet 6to~~en ~u bringen betfucijt. ~rß 

~m~fer faij, bafj U"'~oot wartete, er", 
öffnete er ~fö,licij bom ~romenabenbed 
aUß einem @Jefcijü, ~euer. 

10. IX. )lBeftridje~ Un6elanntet @:in ~am~fer wurbe ~um Seigen ber ~{agge 
!lnitteImeet i)ant\.lfet aufgeforbert. @:r breijte ab, oijne Me 

~{agge ~u fe,en, unb eröfftiete aus einem 
etwa 10<'CID",.pedgefcijü, bas ~euer auf 
bas U"~oot, bas ficij burcij 6cijnefUaucf)en 
bem ~euer eut~g. 

7. X. !lnittrete~ ~tanaöfifdjet 
!lnittelmeet i)ampfet 

,,~mitaI 

~amelin" 

U . . . 9ielt ben ~mvfer burcij 6ignaf an. 
@:r breqte ab unh lief mit Sid~aclfurfen 
weg. ~ß U",&ot berfucijte ben ~am~fer 
burcij ~rtiIIeriefeuer ~um 6to~~en au 
bringen. Wuf etwa 3000 m @:ntfernung 
ertviberte er bai5 ~euer. ~er ~am~fer 
fto~vte erft nacij einiger Seit unh wurbe 
f~iiter berf enrt. 



i>atum 

1915 
3. XI. 

6. XI. 

6. XI. 

!/lanona lttiit 
unb !/larne 

bei @)d}iffei 

)lBeftlidje~ ~gIifdjet 
!lJHttefmeet 'ttan~porl. 

bampfet 
,,~oobfiefb" 

~eftlidje~ Unbefanntet 
!lJHtielmeet ~ampfet 

!'>ftlidje~ ~Iifdjet 
!lJHttelmeet i:anfbämpfet 

"Summa" 

23. XI. ~eftlidjei inglifdjet 
!lJHttelmeet ~ampfet 

"iitt) of 
!Dlcnieille" 

!Jliiijere ~aben 
übet bie lBegleitumftänbe 

~et ~am"fet fto""te ni~t auf ben ~arnungß" 
r~uij. Wuf 6000 m etttlibette et baß 
~euet mit einem fleineten @ef~ii'. (it 
WUtbe but~ WttiUetiefeuet &um C5to""en 
ge&wungen unb f.pätet betfenft. Wuß bet 
IDlannf~aftßlifte beß ~a~fetß ging ~et .. 
bOt, ooij et @er~ii,fii~tet unb ~ebienungß" 
mannr~aften bet IDlarine untet feinet ~e" 
fQ,ung ~atte. 

(iin gtoijet ~am"fet wutbe na~ betgebli~et 
mttrnung bon U... betfolgt. ~et 
~am"fet etwibette baß ~euet mit einem 
gtöijeten @ef ~ii'. ~ie ~etfolgung muijte 
aufgegeben werben. 

~et ~a~fet wutbe but~ ~atttungßr~ufj 
3um C5to""en Qufgefotbett. (it bte~te 
ab, lief weg unb ettuibette baß ~euet 
mit einem .pedger~ii'. (it wutbe but~ 
~ttinetiefeuet 3um C5to""en ge3wungen 
unb f"ätet beffentt. 

U . .. betfu~te gtoijen ~ta~tbam"fet o~ne 
~(agge na~ ~amungßf~uij but~ Wt" 
tilletiefeuet an3u~a1ten. ~et ~a~fet 
bt~te Qb unb ettuibette baß ~euer auß 
3lUei etwa 10 cm...@ef~ft,en. . ~aß U,,~oot 
muite bie ~etf~lgung aufgeben, her 
~et entfam. (iin Beitungitelegtamm 
auß ~~mba~ bom 14. 1. 16 beftätigte 
ben ~tfan im eltt&elnen; bet ~a~fet 
gab an, bai U .. ~ot betfenft &U ~en. 



lRotionolität 
i)atum Drl unb !Jlcnne 

bel E5~el 

1916 
30. XI. !lmit1erel Unliefanntet 

lDHttelmeet i)_fet 

~m IngQlien 
üliet bie lBegJeitumftanbe 

u . . . tlerfud)te einen grofjen ~m.\'fer o~ne 
~{agge nad) IBarnungßfd)ufj burd) !lr .. 
tilleriefeuer anbu~alten. ~er ~am.\'fet 
breJjte ab unb erlUibede baß ~euet mit 
einem ffeineren @Jefd)üi. 

8. Xli. Oftlidjel llnbelanntet ~er ~am.pfer lUurbe unter !Saffet ange .. 
!DHttelmeet i)_et fteued. (ir feuede ad einem ~dgerd)iii 

auf baß (5eJjro~r, fobalb eß fid) beigte. 

18. Xli. !imitIere. llnliefQmttet 
!lmttelmeet englifdjet 

i)_fet 

14. XII. lDHttIetel llnbefanntet 
!DHttelmeet i)Q~fet 

1916 
17. I. lDHttlete~ Unbefanntet 

!DHttelmeet i)_fet 

u . . . tletiud)te einen grouen ~m.\'fer mit 
t)edgefd)üien, ber feine ~{agge fii~rte, 
burd) Wrtilleriefeuer anb~ten. ~et 
~r fette bie englifd)e ~{agge unb 
etlUiberte baß ~euer auß 2 Wefdjü,en. 

u . .. fteuerte ben ~m..\)fer an, ber beim 
6id)ten bei &otei fto.\'.\'te, unb forbette 
i~n bum ~l4ggenbeigen auf· ~er ~am..\)fer 
entfernte fid) mit ~~er ~a~tt, ~eftig auß 
einem t)edgefd)üi feuetnb. 

u ... fotbette einen anfd)einenb in ~allaft 
f~tenben ~am..\)fer, ber mit IBeftfurß in 
6id)t fcmt, bum 6to~~en auf. ~et 
~et bteJjte ab, lief lUeg . unh feuette 
auß einem t)edgefd)üi· 



1916 
17. I. 

1Jlanonalität 
Ort unb lIlame 

be' 6~iffe~ 

imttlete' linglif~er 
imtteImeet ilQl1l.\)fet 

,,!IIlelanie" 

9lii~ete 5llnga6en 
übet bie !8egleitumftiinbe 

47 

u ... fotbede einen unter niebetlänbifdje.t 
~lagge fagtenben ~tad)tb4m~et bon ettua 
3000 Xonnen mit glattem :i)ed, et9ö9tet 
mad unb .pütte butd) <Signal auf, aur 
~tüfung bet CSd)iffß~iere ein moot au 
jd)iden. :i)ies gefd)al) nad) einiger Beit. 
Ilß U . . ., bas fid)etgeitßgalber getaud)t 
gatte, in ettua 1 000 m (itdfernung bOlt 
bem :i)allt\>fer neben bem CSdjiffßboot auf" 
t4udjte, eröffnete ber :i)llllt\>fer aus 3tuei 
@!efdjüven mittleren ialibers unb IDla .. 
id)inengetuel}ren ein geftigeß ~euer, fo baU 
fiel) U . .. gerabe nod) burdj fd)nel(ej 
~ud)en retten fonnte. ~ä9renb ber 
9tUt3en 1ftion fü9de ~er :i)allt\>fer bie 
niebetlänbifd)e ~lagge; er trug ben mamen 
"IDlelanie~/, ber fidj nid)t in bem nieber" 
länbifdjen, tlt091 etber in bem englifdjeu 
CSd)iffßregifter finbet. 
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~nIQge 5. 

Auf dem englischen Dampfer "Woodfield" vorgefunden. 

CONFIDENTIAL. 

INSTRUCTIONS FOR GUIDANCE IN THE USE, CARE, 
AND MAINTENANCE OF ARMAMENT IN DEFENSIVELY 

ARMED MERCHANT SHIPS. 

General. 
1. Ratings embarked as gun's crew will sign the ship's articles at 

the rate of pay communicated. 
2. They are to obey the orders of the Master and Officers of the 

ship. If they think it necessary to malre a complaint against any order 
they are to obey the order and make their complaint in writing, asking 
that it may be forwarded to the proper authorities. 

3. The ratings are not required for duties unconnected with the 
. armament except in case of emergency. but they are to assist at all 

times in the welfare of the ship und look after the cleanliness of 
their berths. 

4. They are to keep watch and watch at sea, and. also when the 
ship is anchored in any pi ace liable to attack by submarines. 

5. They will receive their pay through the Master of the ship. 
They will not mess with the cr,ew, but in one of the Officers' messes 
as the Master may decide. 

6. Uniform is not to be worn in neutral ports. 
7. Abrief report is to be rendered by the senior rating on the 

1st of each month, countersigned by the Master, andl sent to:-
The Director of Trade Division, 

AdmiraIty, Whitehall, S. W. 

Drill and Maintenance of Gun. 
8. The ratings embarked are entirely responsible for the efficiency 

in all respects of the gun and ammunition, which should be ready day 
and night. 

9. The senior rating is to arrange with the Master to detail the 
necessary additional men to complete the gun's crew up to the numbers 
required by the drill book. 

10. One of the ratings is to act as gunlayer and the other as 
breech worker. The remaining numbers should be told off to act as 
sightsetter, projectile loader, and cartridge loader, &c. 

11. Arrangements are to be made with the Master to detail a suffi.­
cient number of hands, over and above the gun's' crew, to supply 
ammunition to the gun on going into action. 

o (88)28686 Pk 1207 1000 6,16 E & S 
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12 A ready supply of 10 complete rounds, with percussion tubes 
in the cartridges, is to be kept at the gun day and night Care should 
be taken that a supply of one percussion tube to each cartridge is 
kept aside for action, and this supply of tubes is never to be encroaclled 
on for practice firing. 

13. The senior rating should arrange with the Master for the 
instruction of the ratings told off as gun's crew and ammunition 
supply party. 

14. A drill book is supplied for information, but it is not necessary 
that the gun's crew should be burdened with details, provided that 
they understand what is required when the gun is to be fought. 

15. Percussion firing should always be used, as it is the most 
certain means of discharging the gun; and therefore-

(a) Cartridges, in ready supply only, should be kept ready tubed 
with percussion tubes. Tubes not required for ready 
supply of cartridges should be retained in their sealed 
boxes to preserve them from damp. 

(b) Aiming practice with a percussion lanyard should be carried 
out daily. It is not necessary to fire a tube in this prac­
tice, but the breechworker should be exercised at the 
same time in cocking the striker while the breech is 
open, and in hooking on the firing lanyard and passil!g 
it to the gunlayer. 

N"ote.-The present allowance of percussion tubes is one per 
cartridge. Electric firing mechanism and batteries are therefore to 
be kept efficient in every respect in case the supply of percussion 
tubes becomes insufficient, from damp or other causes. 

16. Great attention is to be paid to the ready supply of ammuni­
tion, to keep it clean and dry. If tubes and cartridges are not kept 
dry there is considerable danger of hanging fire. The projectiles are 
to be li,ghtly oiled. In case the cartridges are su§Pected to have 
become wet, they should be laid aside until return to harbour. 

17. For the maintenance of the gun ,and mounting it is to be Ibome 
in mind that "lubrication is the secret of efficiency in gun machinery". 
!ll oil channels should be seen clear of vaseline and filled with oil. 
It is to be remembered that vaseline is a preservative only; oil is a 
luhricant. 

Each morning and evening the bore is to seen clear, recoil cylin­
ders filIed, striker protrusion gauged, and the gun trained and elevated 
to both extremes. 

Thc gun is to be c1eaned twice a day, gear being supplied by 
the master. 

Brickdust is not to be used on machined surfaces. 
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Action. 

The master is responsible lor handling the ship and for opening 
and ceasing fire. He has been fumished with instructions which will 
enable him to do this to the best advantage. The duty of the gun's 
crew is to fight the gun under the general direction of the master, 
who will communicate to them so much of the instructions as he 
may consider necessary to enable them to fight the gun to the best 
advantage. 

In action the following instructions should be carried out:-
(1) When in submarine waters, everything should be in astate 

of readiness, but the gun should not be kept actually loaded. 
(2) When the enemy is engaged:-

(a) The point of aim should be the centre of the water line. 
(b) It is to be remembered that "over" shots are useless. 

A short shot by causing a splash confuses the enemy. 
It may ricochet into t'he enemy. If the shell bursts on 
striking the water-as it usually does-some fragments 
are likely to hit the enemy. To get the best resuIt, at 
least half of the shots fired should fall short. 

(3) The master will probably keep the submarine astem so that 
little deflection will be necessary. 

(4) It is not advisable to open fire at a range geater than. 800 yards, 
unless the enemy has already opened fire, for the following reasons:­

(a) The ammunition supply is limited. 
(b) Accurate shooting under probable existing conditions cannot 

be expectro at greater ranges. 
(5) When in action and a miss-fire occurs witb. a percussion tube. 

the following procedure is to be adopted.:-
(a) The B. M. Lever is to be tapped to ensure it is elosed. 
(b) The striker is to be re-cockecl. 

U the gun does not then lire:- The striker is to be taken. out to 
ensure that t'he point is not broken. If unbroken tbe breech is to be 
opened and the cartridge is to be thrown overboard, it having been 
ascertained that t'he percussion tube has been inserted. 

The gun is then to be reloaded. 
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1. In order to ensure that the gun is maintained in an efficient 
condition, one round is to be fired every two months. 

2. In order to prevent false alarms it is essential that the firing 
referred to in paragraph 1 shall take place in clear weather and 
out of sight of land an d 0 fot her s hip s. 

3. If convenient a cask or other or other suitable object should 
be dropped as a target, and the gun should be fired when the 
range is about 800 yards. 

4. The gun 's crew and ammunition supply party should be exer­
cised on Öle day previous to the practice, and also immediately be­
fore firing. 

5. Before practice firing the following procedure is to be car-
ried out:-

(a) Recoil cylinders and tanks are to be seen filled. 
(b) Bore is to seen clear. 
( c) Moveable objects in the way of blast !rom the gun are to be 

removed. 
(d) The striker is to be examined to see-

(1) That sheath net is screwed up and keep pin in 
place and intact. 

(2) That needle set and check-nuts are screwed up. 
(3) That striker does not protrude with B.M. lever in 

open position. 
(4) That striker does not move forward till marks 

on breech block and gun are in line. 
(5) That safety stop is correet and keep-sc.rew is in 

place. 

ADMIRALTY, 
7 May 1915. 

,,-



52 

~nIQge 6. 

Auf dem englischen Dampfer "Woodfield" vorgefunden. 
CONFIDENTIAL. 

INSTRUCTIONS FOR GUIDANCE IN THE USE, CARE, 
AND :MAINTENANCE OF ARKAMENT IN DEFENSIVELY 

ARMED MERCHANT SHIPS. 

General 
1. Ratings embarked as gun's crew will sign the ship's articles at 

the rate of pay communicated. 
2. They are to obey the orders of the Master and· Officers of the 

ship. If they think it necessary to make a complaint against any order 
they are to obey the order and malre their complaint in writing, asking 
that it may be forwarded to the proper authorities. 

3. The ratings are not required for duties unconnected with the 
armament except in case of emergency, but they are to assist at all 
times in the weIfare of the shlp and look after the cleanliness' of 
their berths. 

4. They are to keep watch and watch at sea, and also when the 
ship is anchored in any place liable to attack by submarines. 

5. They will receive their pay throullh the Master of the shle: 
They will not mess with the crew, but ., 
as the Master may decide. 

6. Uniform is not to be worn in neutral ports. 
7. Abrief report is to be rendered by the senior rating on the 

1st of each month, countersigned by the Master, and sent to:-
The Director of Trade Division, 

Admiralty, Whitehall, S. W. 

Drill and :Maintenance of Gun. 
8. The ratings embarked are entirely responsible for the efficiency 

in all respects of the gun and ammunition, which should be ready day 
and night. 

9. The senior rating is to arrange with the Master to detail the 
necessary additional men to complete the gun's crew up to the numbers 
required by the drill book. 

10. One of tOO ratings is to act as gunlayer and the other as 
breech worker. The remaining numbers should be told off to act as 
sightsetter, projecti1e loader, and cartridge loader, &e. 

11. Arrangements are to be made with the Master to detail a suffi· 
ment number of bands, over and above the gun's crew, to supply 
ammunition to the gun on going into action. 
o (88) 28585 Pk 1207 1000 6,16 E & S 

.) Im Original unleserlioh gemacht. 
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12. A ready supply of 10 complete rounds, with percussion tubes 
in the cartridges, is to be kept at the gun day and night. Care should 
be taken that a supply of one percussion tube to each cartri4ge is 
kept aside for action, and tbis supply of tubes is never to be encroached 
on for practice firing. 

13. The senior rating should arrange with the Master for the 
instruction of the ratings told off as gun's crew and ammunition 
supply party. 

14. A drill book is supplied for information, but it is not necessary 
that the gun's crew should be burdened with details, provided that 
they understand what is required when the gun is to be fought. 

lp. Percussion firing should always be used, as it is the most 
certain means of disch:arging the gun; and therefore-

(a) Cartridges, in ready supply only, should be kept ready tubed 
with percussIOn tubes. Tubes not required for ready 
supply of cartridges should be retained in their sealed 
boxes to preserve them from damp. 

(b) Aiming practice with a percussion lanyard should be carried 
out daily. It is not necessary to fire a tube in this prac­
tice, but the breechworker should be exercised at the 
same time in cocking the striker while the breech is 
open, and in hooking on the firing laqyard and passing 
it to the gunlayer. 

Note.-The present allowance of percussion tubes is one per 
cartridge. Electric firing mechanism: and batteries are therefore to 
be kept efficient in every respect in ease the supply of percussion 
tubes becomes insufficient, from damp or other causes. 

16. Great attention is to be paid to the ready supply of ammuni­
tion, to keep it clean and dry. If tubes and cartridges are not kept 
dry there is considerable danger of hanging fire. The projecti1es are 
to be lighltly oiled. In case the eartridges are suspected to have 
become wet, they should be laid aside until return to harbour. 

17. For the maintenance of Öle gun and mounting it is to be bome 
in mind that "lubrication is Öle secret of efficiency in gun machinery". 
All oil channels should be seen clear of vaseline and filled witb oil. 
It is to be remembered that vaseline is a preservative only; oil is a 
lubricant. 

Eaeh morning and evening t'h~ bore is to seen clear, recoil cylin­
ders filled, striker protrusion gauged, and the gun trained and elevated 
to both extremes. 

The gun is to be eleaned twice a day, gear being supplied by 
the master. 

Brickdust is not to be used on maebined surfaees. 



Action. 

The master is responsible for handling the ship and for opening 
and ceasing fire. He has been fumished with instructions which will 
enable him to do this to the best advantage. The duty of the gun's 
crew is to fight the gun under the general direction of the master, 
who will oommunicate to them so much of the instructions as he 
may oonsider necessary to enable them to fight the gun to the best 
advantage. 

In action the following instructions should be carried out:-
(1) When in submarine waters, everything should be in astate 

of readiness, but the gun should not be kept actually loaded. 
(2) When the enemy is engaged :-

(a) The point of aim should be the centre of the water line. 
(b) It is to be remembered that "over" shots are useless. 

A short shot by causing a splash confuses the enemy. 
It may rioochet into the enemy. If the shell bursts on 
striking the water-as it usually does-some fragments 
are likely to hit the enemy. To get the best result, at 
least half of the shots fired should fall short. 

(S) The master will probably keep the submarine astern so that 
little deflection will be necessary. 

(4) It is not advisable to open fire at a range geater than 800 yards, 
unless the enemy has already opened fire, for the following reasons:-

(a) The ammunition supply is limited. 
(b) Accurate shooting under probable existing conditions cannot 

be expected at greater ranges. 
(.5) When in action and a miss-fire occurs with a percussion tube, 

the following procedure is to be adopted:-
(a) The B. M. Lever is to be tapped to ensure it is closed. 
(P) The striker is to be re-cocked. 

If' the gun does not then fire:- The striker is to be taken out to 
ensure that th~ point is not broken. If unbroken the breech is to be 
opened and the cartridge is to be thrown overboard, it having been 
ascertained that the percussion tube has been inserted. 

The gun is then to be reloaded. 



INSTRUCTIONS FOR CARRYlNG OUT 
FIRING PRACTlCE. 

1. In order to ensure that the gun is maintained in an efficient 
condition, one round is to be fired every two months. 

2. In order to prevent false alarms it is essential that the firing 
referred to in paragraph 1 shall take place in clear weather and out 
of sight of land an d 0 fot her s hip s. 

3. If convenient a cask or other suitable object should be dropped 
as a target, and the gun should be fired when the range is about 
800 yards. 

4. The gun's crew and ammunition supply party should be 
exercised on the day previous to tbe practice, and also immediately 
before firing. 

5. Before practice firing tbe following prooedure is to be carried 
out:-

(a) Recoil cylinders and tanks are to be seen filled. 
(b) Bore is to be seen clear. 
(c) Moveable objects in the way of blast from tbe gun are to 

be removed. 
(d) The striker is to be examined to see -

Admiralty, 

(1) That sheath net is screwed up and keep pin in place 
and intact. 

(2) That needle set and check-nuts are screwed up. 
(3) That striker does not protrude with B. M. lever in 

open position. 
(4) That striker does not move forward till marks on 

breech block and gun are in line. 
(5) That safety stop is correct and keep-screw is in 

place. 

7 May 1915. 

(6) In guns fitted with "A" breech mechanism, the 
mechanism is never to be taken apart. 

Paragraphs (1), (2), and (5) do not apply, but tbe 
tbe followmg should be seen to:-

(i) The nut retaining striker must be seen screwed 
up and keep-screw in place. 

(ii) The needle retaining-nut should be seen screwed 
up taut. 

o (33) AS 70 (28583a) Pk 1251 300 5/15 1<J & S 
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2fnlage 7. 

Auf dem englischen Dampfer »Woodfield" vorgefunden. 

CONFIDENTIAL. 

Addenda to:-

INSTRUCTIONS FOR GUIDANCE IN THE USE, CARE, 
AND M.AINTENANCE OF ARMAMENT IN DEFENSIVELY 

ARMED MERCHANT SHIPS. 

1. The Master should arrange wherever possible that the space 
in the immediate vicinity of the gun is railed off, and passengers and 
other unauthorised persons should not be allowed near the gun. 

2. A notice to this effect should be posted up near the gun. 

3. When the ship is in harbour, one of the two Ratings is always 
to be on board to keep guard on the ,gun and ammunition, and the 
Master is to use his discretion as to keeping both Ratings on board, 
should he consider such a course to be desirable. 

4. The gun is to be kept covered at all times when not in use. 

5. Whenever the ships anchor in the vicinity of a man-of-war, 
arequest should be made to the Commanding Officer of the man-of­
war for an armourer to inspect the gun and mounting. 

Admiralty, 
27 May 1915. 

o (88) AS 71 Pk 1256 1000 5/15 E & S. 
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~nrage 8. 

Auf dem englischen Dampfer" Woodfield" vorgefunden. 

DRILL BOOK 

FOR 

12·PR. Q.F. GUNS 
ISSUED TO 

DEFENSIVELY ARMED MERCHANT 
SHIPS. 

Admiralty, Gunnery Branch. 
(G. 6118/15. May 1915.) 

Anm. Der Inhalt dieses Uebungsbuehs hat nur miUtiLrisehes 
Interesse. 
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@(nlQge 9. 

Auf dem englischen Dampfer "Woodfield" vorgefunden. 

CONFIDENTIAL. 

In no circumstances is this Paper to be allowed to fall into 
the hands of the Enemy. 

This paper is for the Master's personal information. It is not to 
be copied, and when not actually in use is to be kept in safety in 
a place where it can be destroyed at a moment's notice. 

Such portions as call for immediate action may be oommunicated 
verbally to the oHicers concemed. 

25th February 1916. 

INSTRUCTIONS REGARDING SUBMARINES APPLICABLE 
TO VESSELS CARRYlNG A DEFENSIVE A,RMAMENT. 

1. Defensively armed vessels should follow generally the instruc­
tions for ordinary merchant ships. 

2. In submarine waters, guns should be kept in instant readiness. 
3. If a submarine is obviously pursuing a ship, by day, and it 

is evident to the Master that she has hostile intentions, the ship 
pursued should open fire in self-defence, notwithstanding the sub­
marine may not have oommitted adefinite ho stile act such as firing 
a gun or torpedo. 

4. In view of the great difficulty in distinguishing, a friend from 
an enemy at night, fire should not be openec1 after dark unless it is 
absolutely certain that the vessel fired at is hostile. 

6. Before opening fire, the British Colours should be hoisted. 
It is essential that fire should not be opened under Np.utral Co­

lours. 

o (38)27231 Pk 250 2/15 B & S. 
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~nlClge 10. 

Auf dem englischen Dampfer "Woodfield" vorgefunden. 

CONFIDENTIAL. No. 291. 

In no circumstances is this Paper to be allowed to fall into 
the hands of the Enemy. 

Tbis paper is for the Master's personal information. It is not to 
be copied, and when not actually in use is to be kept in safety in 
a pi ace where it can be destroyed at a moment's notice. 

Such portions as call for immediate action may be communicated 
yerbally to the officers concerned. 

April' 1915. 

INSTRUCTIONS REGARDlNG SUBMARINES APPLICABLE 
TO VESSELS CARRYlNG A DEFENSIVE ARMAMENT. 

1. Defensively armed vessels should follow generally the instruc­
tions for ordinary merchant ships. 

2. In submarine waters guns should be kept in instant readiness. 
3. If a submarine is obviously pursuing a ship, by day, and it 

is evident to the Master that she has hostile intentions, the ship 
pursued should open fire in self-defence, notwithstanding the sub­
marine may not have committed adefinite hostile act, such as firing 
a gun or torpedo. 

4. In view of the great difficulty in distinguishing a friend from 
an enemy at night, fire should not be opened after dark unless it is 
absolutely certOOn that the vessel fired at is hostile. 

5. Before opening fire, the British Colours must be hoisted. 
It is essential that fire should not be opened under Neutral Co­

lours. 
6. If a defensively armed vessel is pursued by a submarine the 

Master has two alternatives:-
(a) To open fire at long range immediately it is certain that the 

submarine is really in pursuit. 
(b) To retain fire until the submarine has closed to a range, say 

800 yards, at which fire is likely to be effective. 
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In view of the very great difficulty of distinguishing between friendly 
and hostile submarines at long range (Olle British submarine has 
already been fired at by a merchant vessel which erroneously sup­
posed herself to be pursued by the submarine), it is strongly recom­
mended that course (b) should be adopted by all defensively armed 
ships. 

7. A submarine's flag is no guide to her. nationality, as German 
submarines frequently fly British Colours. 

8. Vessels' carrying a defensive armament and proceeding to neu­
tral ports must not be painted in neutral colours or wear a neutral flag. 

9. It is recommended that in neutral ports, particularly those of 
Spain, the armament should be concealed as far as possible. A canvas 
cover is recommended for this purpose. 

(33)28298-1 Pk 1173 &00 4/1& E & 8. 
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~nlage 11. 

Auf dem englischen Dampfer "Woodfield" vorgefunden. 

SECRET. 

MEMORANDUl\'I FOR ISSUE TO MASTERS OF 
TRANSPORTS CARRYlNG TROOPS. 

Use of Rifle and ':Machine Gun Fire by Troops on Board 
Transports against Enemy Submarines or Torpedo Craft. 

(1) In daylight a submarine will probably attack while submerged 
with only her periscope showing. 

At night, in moonlight, a submarine may attack while on the 
surface or with only her oonning tower above water owing to the 
difficulty oI seeing through the periscope at night. 

(2) In either case heavy rifle or machine gun fire will make it 
more difficult for a submarine to make a successful shot with a tor­
pedo. If submerged, no injury will be done to her, but a good volume 
of fire falling just short of the periscope will make splashes which will 
render it difficult for the observer to see clearly through the periscope. 

(3) When a destroyer escort is accompanying a transport, troops 
should not open fire on a submarine, as it may prevent a destroyer 
from ramming her, nor should their weapons be loaded, in order to 
avoid the possibility of an escorting vessel being fired on by mistake, 
especially at night. 

( 4) When no escort is provided machine guns should be in 
readiness to open fire, and a strong party of riflemen should also 
be on duty. 

(5) Military officers should be in command both of the machine 
guns and riflemen to control the fire. 

(6) A military officer of the watch should be in command of the 
troops on deck. He should not order fire to be opened on a hostile 
submarine or torpedo vessel without the previous assent of the 
master or his representative-the ship 's officer of the watch. 

(7) The object of those controlling the fire should be to keep the 
centre of the pattern just short of the hostile vessel. 

(8) Machine gun tripods can be lashed to the rails or other deck 
fittings. If there is motion on the ship and machine guns' are fitted 
with elevating or training gear, it is advisable to disconnect it and 
point the gun by band. 
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(9) Field guns with recoil mountings might possibly be seeured 
on deck in such a manner as to permit of their being fired, but their 
are of training would be very restricted, and it is unlikely that gun­
layers, without previous training afloat, could make satisfactory prac­
tiee from a ship with motion on. Their use is not, therefore, recom­
mended. 

(10) In men-of-war it has been the practice for very many years 
to station sentries with ball cartridge on deck opposite the boats in 
the event of fire, oollision, or other serious emergency likely to lead 
to the boats being required. Their duties are to prevent anyone getting 
into the boats or attempting to lower the boats without orders from 
the Captain or his representative. This practice should be followed in 
Transports. 

Admiralty, 
31st May 1915. 

o (88) AS 88 Pk 1269 '160 8/16 B 4\ S. 
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~nlage 12. 

Auf dem englischen Dampfer Linkmoor vorgefunden. 

Admiral Superintendent's Office 
Malta, 

June 1916 

InstructioDS to British lIIIerchant Vessels passing through the 

lIediterranean Sea. 

It is now eertain that there are enemies submarines at sea in 
the Mediterranean. 

In order to avoid attaek you are to keep out of the track of 
shipping. 

You are to darken ship at night and are not to show navigation 
lights except at discretion to avoid oollision and all lights are to be 
extinguished when neoessity is passed. 

You are to carry out the pl'Oeedure recommended by the Ad­
miralty in their printed instructions if a hostile submanne. is sight.ed_ 



!falage B. 
OONFIDENTIAL, 

INSTRUOTIONS FOR DEFENSIVELY ARMED MEROHAN'l 
SHIPS. 

A. - T'he status 01 Armed Merchant Ships. 
(1) The right of the crew of a Merchant Vessel forcibly to resist 

visit and search, and to fight in sel'f-defence, is weIl recognised in 
International Law, and is expressly admitted by the Gennan Prize 
Regulations in an addendum issued in June 1914, at a time when 
it was known that numerous merchant vessels were being anned in 
self-defence. 

(2) The armament is supplied solely for the purpose of resisting 
attack by an armed vessel of the enemy. It must not be used for 
any other purpose whatsoever. 

(S) An armed merchant vessel, therefore, must not in any eir­
cumstances interfere with or obstruet the free passage of other mer­
chant vessels or fishing eraft, whether these are friendly, neutral, or 
ho stile. 

(4) The status of a British armed merehant vessel eannot be 
ehanged upon the high seas. 

B. - Rules to be observe.d in the exereise of the Right of Self-defenee. 
(1) The Master or Offie,er in eommand is responsible for opening 

and ceasing fire. 
(2) Partieipation in armed resistanee must be eonfined to persons 

aeting under the orders of the Master or Officer in eommand. 
(3) Before opening fire the British eolours must be hoisted. 
(4) Fire must not be opened or eontinued from avessei whieh 

has stopped, hauled down her flag" or otherwise indieated her intention 
to surrender. 

(5) The expression "armament" in these instructions ineludes 
not only cannon but also riftes and machine guns in cases where these 
are supplied. 

(6) The ammunition used in rifles and machine guns most con­
form to Article 23, Hague Convention IV., 1907; that is to say, the 
bullets must be cased in nickel or other hard substance, and must 
not be split or cut in such a way as to cause them to expand or set 
up on striking a man. The use of explosive bullets is forbidden. 

C. - Clrcumstances under whleh the Armament should be employed. 
(1) The armament is supplied for the purpose of defence only, 

and the object of the master should be to avoid action whenever 
possible. 

(2) Experience has shown that hostile submarines and airc1aft 
bave frequently attacked mercbant vesS'els without warning. It is im­
portant, therefore, that eraft of tbis' description should not be allowed 
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to. appro.ach tü a shürt range at which a torpedo. ür bomb launched 
withüut no.tice wüuld almost certainly take effect. 

British and Allied submarines and aircraft have ürders nüt tü 
apprüach merchant vessels. Cünsequently it may be presumed that 
any submarine 0.1' airc.raft W'hich deliberately apprüaches ür pursues 
a merchant vessel dües sü with hüstile intentiün. In such cases fire 
may be üpened in self-d,efence in ürder tü prevent the ho.stile crafti 
clo.sing tü a range at which resistanoo tü a sudden attack with bomb 
or to.rpedü wüuld be impossible. 

(3) An armed merchant vessel prüceeding to. .render 8ssistance 
to. the crew o.f avessei in distress must no.t sook actio.n with any 
ho.stile c'raft, tho.ugh. if she is hexself attacked while so. do.ing, fire may 
be opened in self-defenoe. 

(4) It shüuld be remembered that the flag is nü guide tü natio­
nality. German submaxines and armed merchant vessels have fre­
quenUy emplüyed British, Allied o.r Neutral colours in ürder to. ap­
pro.ach undetected. Tho.ugh, ho.wever, the u~ o.f disguise and false 
oolo.urs in order to escape capture is a legitimate ru s e d e g u e r r e , 
its adüptio.n by defensively armed merchant ships may easily lead 
to misconooptiün. Such vessels, therefore, are forbidden to. ado.pt any 
fo.rm o.f disguise which might cause them to. be mistaken für neu­
tral ships. 

ADMIRALTY WAR STAFF, 
Trade Divisio.n, 

20th Octo.ber 11915. 

o (33) AS 844-1 (AS 372) Pk 1750 12/15 E & S. 
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!fntage' C. 

Confidentiel Fascicule I 

IIINISTERE DE LA :MARINE 

ETAT-MAJOR GENERAL - 4me Seetion 

Instructions Generales 
pour les Capitaines des Bä,timen~s 

de Commerce 
en vue de leur proteetion contre les Sous-Marins 

page 5. 

28. - b) Manmvre a faire en cas d'attaque. - Des qu'un sou s -
mari n n a v i g an t e n s u rf ace e s t a per ~ u lui presenter l'arriere 
en lancant la maehine a toute vitesse et, s'il y a de la mer, s'efforcer 
de faire une route telle que, pour se rapprocher, le sous-marin soit 
oblige de prendre la mer debout, ce qui reduira sa vitesse et paralysera 
en partie le tir de son artillerie. 

Commeneer le feu des que le sous-marin sera a 
bonne portee. 

Si, ayant pris chasse, on est gagne de vitesse par le sous-marin, 
ne pas hesiter a virer de bord et a. foncer dessus avant qu'il ne soit 
trop rapproche. 

29. - Si un sous-marin est aper~u en plongee a petite 
dis t a n ce, lancer les machines en avant a toute vitesse et lui 
presenter l'avant ou l'arriere suivant qu'il est releve a moins ou a. 
plus de 6 quarts a partir de l'avant. Si on lui presente l'avant, 
s' e ffo ree r de I' abo.rde r. 

Si le sous-macin aper~u e n pion g e e est suff isa m m e n t 
elo i g n e, manreuvrer eomme pour un sous-marin en surface. 

Dans tous les eas, ne reprendre la route primitive que progres­
sivement afin de se maintenir toujours hors de portee du sous­
marin dont la vitesse en plongee depasse rarement 8 nreuds. 
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" .. lageD. 

AI CAPrl'ANI DELLE NA VI :MERCANTILI 
ED A TUTTI I NA VIGAN'.l'I 

per premunirsi contro attacchi di sommergibili. 

pag. 8. 

Se una nave avvista UD Sommergibile di prora e molto vicino, 
sia immerso, ehe al momento ehe emerge, la miglior manovra ehe 
possa fare e di aeeostargli risolutamente addosso. In tale caso 0 10 
investira, eosa ehe affondera. il Sommergibile od almeno, come si e 
visto in easi gia avvenuti, uceidera parte 0 tutto l' equipaggio Iancian­
dolo per l' urto eontro le pareti, 0 abblighera il Sommergibile a 
sommergersi ed avenire a galla di poppa, posizione assai svantaggiosa 
per esso. Da quellistante bisognera far molta attenzione di poppa 
e fuggire alla massima velocita, cereando di mantenere il Som­
mergibile dritto di poppa se il mare e calmo 0 se questo non e abba­
stanza agitato perohe, se preso di prora, impedisea il tiro efficaee al 
Sommergibile. 

pag. 4. 

Nessun mercantile di on eerto tonnellaggio ehe veda detti 
segnali di socoorso deve avvicinarsi a quello attaccato 0 silurato~ 
per non correre gli stessi pericoli. Se il Sommergibile guadagnasse 
rapidamente cammino, perso per perso, la miglior manovra per la 
nave attaccata e quella di metter tutta la barra sotto e di andargli 
addosso, esso si trovera cosl neUa peggior posizione per usare il 
siluro ed il cannone e se co stretto a tuffarsi per evitare la pruata, 
la nave avra guadagnato tempo e potra tentare una nuova fuga. . . . 
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Circular No. 522 

W ARNING TO MASTERS 
AND OFFICERS. 

ADMIRALTY IN8TRUCTION8. 

The following is a copy of a letter addressed by the Board of 
Trade to the Liverpool and London War Risb Insurance Association 
Limited:-

Board of Trade, 
Whitehall Gardens, S. W., 

17th April, 1916. 

"It is generally recognised that the manner in which Masters, 
Officers and Se amen of the Mercantile Marine have Jeept our 
ships going has been of the utmost value to the country during 
the war, but there 18 one point to whleh the Admlralty and the 
Board of Trade feel bound to 0811 attentlon.1) 

There can unfortunately be no doubt that in some cases 
ships have been lost solely because the officer in charge failed 
to carry out the explicit instructions given by the Admiralty. The 
cases are not numerous, but if a ship is lost at the present time 
through a cause of this kind, It must nece8sarlly ralse the ques­
tlon whether the offtoer ooncerned oan be agaln alfowed to take 
obarge of a sbtp, and whether hl8 certlfloate should not be dealt 
wlt".l ) 

The Board would be glad if the Associations will assist them 
by taking all steps in their power to impress upon all Masters 
the imperative necessity of adhering strictly during the war to 
the instructions which are issued by the Admiralty for their 
guidance. " 

Copies of the above Warning can be obtained on a'pplication 
from the Offices of the Association, 10, Water Street, Liverpool. 

1) Der Starkdruok so im Original. 



"Le Matin" 
vom 12. November 1916. 

Un voyage mouvemente. 
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Cherbo11r8. Du correspondant particulier du "Matin" . -
Le paq:uebot "Mississippi", de la Compagnie Generale Transatlan­

tique, pani le 15 octobre de la Nouvelle-Orleans a destination du 
Havre, avec UD chargement de marchandises diverses, arelAche a 
Cherbourg. 

Le Cnmmandant Coubleaux a decIare que, jusqu'au 4 novembre, 
son bltiment dut essuyer d'effroyables temp6tes. Du 4 au 8, Je temps 
embellit, bien que la mer restAt grosse et tourmentee et que la pIuie 
et la grAle n'aient casse de tomber. Le 8 novembre, a 10 heures du 
du matin, alors que le bltiment se trouvait par une latitude de 49° 
50' N, et une longitude de 2° 62' de Greenwich, le oommandant 
aperc;ut, a environ trois milles par tribord, UD grand sous-marin se 
dirigeant vers l'ouest a toute vitesse. n manoeuvra alors de manike 
a presenter A l'ennemi l'arriere de son bAtiment et donna ordre a 
l'equipage de se mettre a son poste de oombat. Pois quand il eut 
juge le moment favorable, le commandant Coubleaux donna l'ordre 
de tirer un obus qui, malheureusemen.t n'atteignit pas le navire. La 
tir ne fut pas oontinue, car le sous-marin avait poursuivi sa route 
sans manifester l'intention d'engager la lutte. Neanmoins UD baril de 
coaltar fut jete a la mer, dans I'e sillage du sous-marin, afin de 
broui1ler les eaux et d'emp&cher la visibilite au periscope, si le sous­
marin avait plonge pour revenir vers le paquebot. 

Le Commandant Coubleaux adepose soo rapport de mer a l'in­
scription maritime. 
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"f8.,8. am Wlittag ll bom 14. IDlät5 1916. 

lJon einem S,J.lllffllgitrbllntpftr Ilnßegrifftn unb btfcfJoffm. 
~ntn abetmaligen f~lagenben f8etueiß bafüt, wie bie ie~t bon bet 

Sonbonet »legietung angdilicf}. abgeleugneten ~notbnungen bet btitifd)en 
~bmitalität bon englifd}en ~tad)t.. unb ~affagietbam.pfetn ausgelegt 
wetben, bilbet bas ~etgalten bet ,,~aff}gatll bon bet ~eninfulat anb 
Dtiental"Sinie, ein~ etf)roeftetfd)iffes bet untetgegangenen ,,~etfia". ~ie 
9iet eingettoffene ,,9lottg ~gina ~ail~ 9lew~1I bom 3. ~anuar betid)tet 
batübet aus ~aautta: 

,,~affagiete bes 9iet am 3. ~eneni6et anß,efommenen $. u. D ... 
~m.pfets ,,~a~gatll wiffen bon einem <Mefed)t mt! einem Untetfeeboot im 
smttelmeet nU et&äglen. ~et ~am.pfet gatte 160 ~affagiete an ~otb, 
batuntet biele ~tauen. ~i fegt flatet Suft fid)tete bet ~usgudmann 
1000 'ijufj auf ~teuetbotb entfernt bas ~tiffo.p eines Umetfeeboots. 
~ofott - es wat 1 Uqt nacfpnittag~ - etöffneten Me <MefcfJii~e bes 
,~arogat" bas ~euet. ~s Untetfeeboot betfd)wanb eine .Beit aus eid)t 
unb einige bange ininuten folgten, bo~ wat bon eigentlid}et ~anif an 
fBotb bet ,~a~gatll nid)t~ aU meden. @iin ~tei allet an ~ed befinblid)en 
~ffagiete wutbe. gegött, als bas ~etiffo.p, biesmaI auf 1200 ~ufj auf 
~adbotb entfernt, bann .plö~litf) wiebet auftaud)te. 9luu feuette bie 
,~a~gat" einen aweiten fd)tttfen ~d)ufj, bet nad) ~usfage einiget .Beugen 
bas Untetfeeboot ttaf. ~benfalls betfd)tuanb le~tetes nun fofott unb 
",atb nitf)t megt gefeqen, obgreid) fd)atfet ~usgud gegatten lUutbe.1I 

@is toitb giet alfo gan~ offen betitf)tet, bafj baßt englifd)e ,,$affagiet .. 
Itiegsftf)iff" nuetft feuette unb ben ~ngtiff etöffnete, egt bas Untetfeeboot 
übet~au.pt ftiegetifdje IDlafjnaqmen gettoffen 9atte. ~ie ~nUllgtttt, bafj 
bet ~ngtiff @itfolll qatte, ttifft alletbings nid)t nu. mit fönnen feft­
flellen, bafj webet ein beutf~es nod) ein öftetteicf)-ungatifd)tß U"~OQt 
in bet ftaglitf)en .Beit befloten gegangen ift. 
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(European War No. 3. Departement of State. Diplomatie corre­
spondence with beIligerent govemments relating 00 neutral rights 
and duties. Washington, Government Printing Office, 1916. Printed 

and distributed August 12, 1916. Seite 162-164.) 

Informal and confidential letter fJ:!om the Secretary of State to the 
British Ambassador.1) 

Departement of State, 
Washington, January 18, 1916. 

My dear Mr. Ambassador: It is matter of the deepest interest to 
my Government to bring to an end, if possible, the dangers to life 
which attend the use of submarines as at present employed in de­
stroying enemy commerce on the high seas, since on any merchant 
vessel of belligerent nationality there may be citizens of the United 
States who have taken passage or are members of the crew, in the 
exercise of their recognized rights as neutrals. I assume that your ex­
cellency's Government are equally solicitous to protect their nationals 
from the exceptional hazards which are presented by their passage on 
a merchant vessel through those portions of the high seas in which 
undersea craft of their enemy are operating. 

While I am fuHy alive to the apalling loss of life among non-com­
batants, regardless of age or sex, which has resulted from the present 
method of destroying merchant vessels without removing the persons 
on board to places of safety, and while I view that practice as contrary 
to those humane principles which should control belligerents in the 
conduct of their naval operations, I do not feel that a heIligerent 
should be deprived of the proper use of submarines in the interruption 
of enemy commerce since those instruments of war have proven their 
effectiveness in this particular branch of warfare on the high seas. 

In order to bring submarine warfare within the general rules of 
international law and the principles of humanity without destroying 
ist efficiency in the destruction of commerce, I believe that a formula 
may be found which. though it may require slight modifications of the 
practice generally followed by nations prior to the employment of 
submarines, will appeal to the sense of justice and fairness of all the 
belligerents in the present war. 

Y our excellency will understand that in seeking a formula or rule 
of this nature I approach it of necessity from the point of view of a 

1) Same, mutatis mutandis, to the Ambassador of Franoe, the Russian Am­
bassador, the Ambassador of Italy, the Belgian Minister, and, on January 24,1916, 
to the Japanese Ambassador. 
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neutral, but I believe that it will be equally efficacious in preserving 
the lives of all noncombatants on merchant vessels of beIligerent 
nationality. 

My comments on this subject are predicated on the following pro­
positions: 

1. A noncombatant has a right to traverse the high seas in a 
merchant vessel entitled to fly a beIligerent flag and to rely upon the 
observance of the rules of international law and principles of humanity 
if the vessel is approached by a naval vessel of another belligerent. 

2. A merchant vessel of enemy nationality should not be attacked 
without being ordered to stop. 

3. An enemy merchant vessel, when ordered to do so by a belli­
gerent submarine, should immediately stop. 

4. Such vessel should not be attacked after being ordered to stop 
unless it attempts to flee or to resist, and in ca se it ceases to flee or 
resist, the attack should discontinue. 

5. In the event that it is impossible to place a prize crew on board 
of an enemy merchant vessel or convoy it into port, the vessel may 
be sunk, provided the crew and passengers have been removed to a 
place of safety. 

In complying with the foregoing propositions which, in my opinion, 
embody the principal rules, the strict observance of which will insure 
the life of a noncombatatlt on a merchant vessel which is intercepted 
by a submarine, I am not unmindful of the obstacles which would be 
met by undersea cratt as commerce destroyers. 

Prior to the year 1915 beIligerent operations against enemy com­
merce on the high seas had been conducted with cruisers carrying 
heavy armaments. Under these conditions international law appeared 
to permit a merchant vess-el to carry an armament for defensive pur­
poses without losing its character as a private commercial ,'esseI. 
This right seems to have been predicated on the superior defensive 
strength of ships of war, and the limitation of armament Lo have 
been dependent on the fact that it could not be used effectively in 
offence against enemy naval vessels, while it could defend the 
men against the generally int-erior armament of piratical ships and 
privateers. 

The use of the submarine, however, has changed the relations. 
Comparison of the defensive strength of a cruiser and a submarine 
shows that the latter, relying for protection on its power to submerge, 
is almost defenseless in point of construction. Even a merchant ship 
carrying a small caliber gun would be able to use it effectively for 
offense against a submarine. Moreover, pirates and sea rovers have 
been swept from the main trade channels of the seas, and privateering 
has been abolished. Consequently, the placing of guns on merchant­
men at the present day of submarine warfare can be explained only 
on the ground of a purpose to render merchantmen superior in force 
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to submarines and to prevent warning and visit and search by them. 
Any armament, therefore, on a merchant vessel would seem to ·ha.ve 
the character of an offensive armamen.t. 

If a submarine is required to stop and search a merchant vessel 
on the high seas and, in case it is found that she is of enemy character 
and that conditions necessitate her destruction, to remove to a place 
of safety all persons on board, it would not seem just or reasonable 
that the submarine should be compelled, while complying with these 
requirements to expose itself to almost certain destruction by the 
guns on board the merchant vessel. 

It would, therefore, appear to be a reasonable and reciprocally 
just arrangement if it could be agreed by the opposing belligerents 
that submarines should be caused to adhere strictly to the rules of 
international law in the matter of stopping and searching merchant 
vessels, determining their belligerent nationality, and removing the 
crews and passengers to places of safety before sinking the vessels 
as prizes of war, and that merchani vessels of belligerent nationality 
should be prohibited and prevented from carrying any armament 
whatsoever. 

In presenting this formula as a basis for conditional declarations 
by the belligerent Governments, I do so in the full conviction that 
your Government will consider primarily the humane purpose of 
saving the lives of innocent people rather than the insistence upon a 
doubtfullegal right which may be denied on account of new conditions. 

I would be pleased if you would be good enough to bring this 
suggestion to the attention of your Government and inform me of 
their views upon the subject, and whether they would be willing to 
make such a declaration conditioned upon their enemies making a 
similar declaration. 

A communication to this one has been addressed to the Ambassa­
dors of France, Russia, and Italy, and the minister of Belgium at 
this capital. 

I should add that my Government is impressed with the reasonab­
leness of the argument that a merchant vessel carrying an armament 
of any sort, in view of the character of submarine warfare and tbe 
defensive weakness of undersea craft, should be held to be an 
auxiliary cruiser and so treated by a neutral as weIl as by a belli­
gerent Government, and is seriously considering instructing its offi­
cials accordingly. 

I am, etc. 
Robert Lansing. 
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By direction of the President, a memorandum. was prepared during 
March, 1916, in regard to the S tat u s of armed merchant vessels in 
neutral ports and on the high seas. This memorandum is now made 
public as a statement of this Government's attitude on that subject. 

Memorandum on the Status of Armed Marchant Vessels. 

Department of State, 
Washington, March 25, 1916. 

I. 
The s tat u s of an armed merchant vessel of a heIligerent is to 

be considered from two points of view: F i r s t, from that of a 
neutral when the vessel enters its port; and, sec 0 nd, from that of 
an enemy when the vessel is on the high seas. 

First. - An Armed Marohant Ves8el in Neutral Ports. 
(1) It is necessary for a neutral Government to determine the 

'8 tat u s of an armed merchant vessel of beIligerent nationality 
which enters its jurisdiction, in order that the Government may 
protect itself from responsibility for the destruction of life and property 
by permitting its ports to be used as bases of hostile operations by 
helligerent warships. 

(2) If the vessel carries a commission or orders issued by a 
belligerent Government and directing it under penalty to eonduct 
aggressive operations, or if it is conclusively shown to have conducted 
such operations, it should be regarded and treated as a warship. 

(3) If sufficient evidence is wanting, a neutral Government, 
in order to safeguard itself from liability for failure to preserve its 
neutrality, may reasonably presume bom the facts the s tat u s of an 
armed merchant vessel which frequents its waters. There is no 
settled rule of international law as to the sufficiency of eviden,ce to 
establish such a presumption. As a result a neutral Government 
must decide for itself the sufficieney of the evidence which it 
requires to determine the charaeter of tbe vessel. For the guidance 
of its port officers and other officials a neutral Government may 
therefore declare a standard of evidence, but such standard may be 
ehanged on aeeount of the general conditions of naval warfare or 
modified on aecount of the circunistanees of a partieular case. These 
ehanges and modifieations may be made at any time during the 
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progress af the war, sinee the determination of the s tat u s of an 
armed merehant vessel in neutral warers may affeet the liability 
of a neutral Government. 

Second. - An Armed Merchant Vessel on the High Seal. 
(1) It is necessary for a beIligerent warship to determine the 

s tat u s of an armed merehant vessel of an enemy enoountered on 
the high seas, since the rights of life and property of belligerents 
and neutrals an board the vessel may be impaired if its s tat u s is 
that of an enemy warship. 

(2) The determination of warlike eharaete,r must rest no ease 
upon presumption but upon conclusive evidence, because the responsi­
bility for the destruetion of life and property depends on the aetual 
facts of the ease and ean not be avoided or lessened by a standard 
of evidenee whieh a heIligerent may announce as creating a pre­
sumption of ho stile character. On the other hand, to safeguard 
himself from possible li ability for unwarranted destruction of life and 
property the beIligerent should, in the absence of eonclusive evidence, 
act on the presumption that an armed merehantman is of peaceful 
character. 

(3) A presumption based solelyon the presence of an armament 
on a merchant vessel of an enemy is not a sufficient reason for a 
beIligerent to declare it to be a warship and proceed 10 attaek it 
without regard 10 the rights of the persons on board. Conelusive 
evidence of a purpose to use the armament for aggression is essential. 
Consequently an armament whieh a neutral Government, seeking 10 
perform its neutral duties, may presume to he intended for aggression. 
might in fact on the high seas be used solely for proteetion. A 
neutral Government has no opportunity to determine the purpose of 
an armament on a merehant vessel unless there is evidenee in the 
ship's papers or other proof as to its previous use, so that the 
Government is justified in substituting an arbitrary rule of pre­
sumption in arriving at the s tat u s of the merehant vessel. On 
the other band, a beIligerent warship can on the high seas test 
by actual experience the purpose of an armament on an enemy 
m.erehant vessel, and so determine by direct evidence the s tat u s of 
the vesseI. 

Summary. 
The s tat u s of an armed merehant vessel as a warship in neutral 

waters my be determined, in the absence of doeumentary proof or 
eonelusive evidence of pre.vious aggressive eonduet, by presumption 
derived from all the eircumstances of the ease. 

The s tat u s of such vessel as a warship on the high saas 
must he determined only upon conelusive evidence of aggressive 
purpose, in the absence of whieh it is to be presumed that the vessel 
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has a private and peaceable character and it should be so treated 
by an enemy warship. 

In brief, a neutral Goverument may proceed upon the presumption 
that an armed merchant vessel of heIligerent nationality is armed for 
aggression, while a beIligerent should proceed on the presumption 
that th(; vessel is armed for proteetion. Both of these presumptions 
may be overoome by evidence - the first by seoondary or collateral 
evidence, since the fact to be established is negative in character; 
the second by primary and directevidence, since the fact to be 
established is positive in character. 

n. 
The character of the evidence upon which the s tat u s of an 

armed merchant vessel of beIligerent nationality is to be determined 
when visiting neutral waters and when traversing the high seas 
having been stated, it is important to consider the rights and duties 
of neutrals and beIligerents as affected by the s tat u s of armed mer­
chant vessels in neutral ports and on the high saas. 

First. - The Relations of Belligerents and Neutrals as affected by 
the Status of Armed Mernhant Vessels In Neutral Ports. 

(1) It appears to be the established rule of internationallaw that 
warships of a beIligerent may enter neutral ports and accept limited 
hospitality there upon condition that they leave, as a rule, within 
24 hours after their arrival. 

(2) BeIligerent warships are also entitled to take on fuel once 
in three months in ports of a neutral country. 

(3) As a mode of enforcing these rules a neutral has the right 
to cause beIligerent warships failing to comply with them, together 
with their officers and crews, to be intemed during the remainder 
of the war. 

(4) Merchantmen of belligerent nationality, armed only for 
purposes of protection against the enemy, are entitled to enter and 
leave neutral ports without hindrance in the course of legitimate trade. 

(5) Armed merchantmen of helligerent nationality under a com­
mission or orders of their Government to use, under penalty, their 
armament for aggressive purposes, or merchantmen which, without 
such commission or orders, have used their armam:ents for aggres­
sive purposes, are not entitled to the same hospitality in neutral ports 
as peaceable armed merchantmen. 

Seoond. - The Relations of Belligerents and Neutrals as affected 
by the Status of Armed Merchant Vessels' on the High Seal. 

(1) Innocent neutral property on the high saas can not legally 
be confiscated, but is subject to inspection by a beIligerent. Resisbince 
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to inspection removes this immunity and subjects the property to 
condemnation of the legal rights of the owners of neutral property. 

(2) Neutral property engaged in contraband trade, breach of 
blockade, or unneutral service obtains the character of enemy pro­
perty and is subject to seizure by a beIligerent and condemnation 
by a prize court. 

(3) When ho stile and innocent property is mixed, as in the 
case of a neutral ship carrying a 'Cargo which is entirely or partly 
contraband, this fact can only be determined by inspection. Such 
innocent property may be of uncertain character, as it has been 
frequently held that it is more or less ·contaminated by association 
whith ho stile property. Fol'l example, under the Declaration of London 
(which, so far as the provisions covering this subject are concemed, 
has been adopted by all the belligerents) the presence of a cargo, 
which in bulk or value consists of 50 per cent contraband articles, 
impresses the ship with enemy charaoter and subjects it to seizure 
and condemnation by a prize court. 

(4) Enemy property, including ships and cargoes, is always 
subject to seizure and condemnation. Any enemy property taken by 
a belligerent on the high seas is a total 10ss to tbe owners. There is 
no redress in a prize court. The only means of avoiding 10ss is by 
flight or successful resistance. Enemy merchant ships have, there­
fore, the right to arm for the purpose of selfprotection. 

(5) A heIligerent warship is auy vessel which, under commission 
or orders of its Government imposing penalties or entitling it to 
prize money, is armed for ihe purpose of seeking and capturing or 
destroying enemy property or ho stile neutral property on the seas. 
The SlZe of the vessel, strength of armament, and its defensive or 
offensive force are immaterial. 

(6) A beIli~erent warship has, incidental to the right of seizure, 
the right to VIsit and search a1l vessels on the high seas for 
the purpose of determining the ho stile or innocent character of the 
vessels and their cargoes. If the hostile character of the property 
is knoWll, however, the beUigerent warship may seize the property 
without exercising the right of visit and search which is solely for 
the purpose of obtaining knowledge as to the character of the property. 
The attacking vessel must display its colours before exercising beIli­
gerent fights. 

(7) When a heIligerent warship meets a merchantman on the 
high saas which is known to be enemy owned and attempts to capture 
the vessel, the latter may exercise its right of self-protection either 
by flight or by resistance. The right to capture and the right to 
prevent capture are recognized as equally justifiable. 

(8) The exercise of the right of capture is limited, nevertheless, 
by certain accepted rules of conduct based on the principles of hu­
manity and regard for innocent property, even if there is definite 
knowledge that some of the property, cargo as weIl as the vessel, is 
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of enemy chal'actel'. As a consequence of these limitatiüns, it has 
become the established pl'actice for warships tü give merchant vessels 
an opportunity to surrender or submit tü visit and search before 
attempting to seize them by force. The observance of this role of 
naval warfare tends to prevent the loss of life of noncombatants and 
the destruction of innocent neutral property which wüuld result from 
sud den attack. 

(9) If, however, befüre a summons to surrender is gh"en. 
a merchantman of belligerent natiünality, aware of the approach 
of an enemy warship, uses its armament to keep the enemy at a 
distance, or after it has been summoned to surrende r it resists or 
flees, the warship may properly exel'cise force to cümpel surrender. 

(10) If the merchantmen finally surr,enders, the beUigerent war­
ship may release it 01' take it into custody. In the case of an enemy 
merchantman it may be sunk, but only if it is impüssible to take 
it into port, and provided. always that the persons on board are put 
in a place of sarety.. In the case of a neutral merchantman, the right 
to sink it in any circumstance 'is doubtful. 

(11) A merchantman entitied to exercise the right of selfprotection 
may dü so when certain of ,attack by an enemy warship, otherwise 
the exercise of the right wüuld be so. restricted as to render il 
ineffectual. There is a distinct difootooce, however, between the 
exercise of the right of self-p:rote~tion and the act of cruising the 
seas in an armed. vessel for the purpose of attacking enemy naval 
vessels. 

(12) In the event that merchant ships of belligerent nationality 
are armed and under commission ür orders tü attack in all circum­
stance certain classes of enemy naval vessels for the purpose üf 
destroying them, and are entitled to recieve prize money for such 
service from their Government 01' are liahle to a penalty hr failure 
to obey the ürders given, such merchant ships lüse their s tat u s 
as peaceable merchant ships and are to a limited extent incorporated 
in the naval forces of their 'Güvernment, even thüugh it is not their 
sole occupation 10 conduct hostile operations. 

(13) Avessei engaged intermittently in commerce and under 
a commission or orders of its Güvernment imposing a penalty, in 
pursuing and attacking enemy naval craft, possesses ast a tu s 
tainted with a hostile purpose wbich it can not throw aside or 
assurne at will. It should, therefüre,be considered as an armed 
public vessel and receive t1,e treatment of a warship by an enemy 
and by neutrals. Any person taking passage on such avessei can 
not expect immunity other thau that accorded persons who are 
on board a warship. A private vessel, engaged in seeking enemy 
naval craft, without such a commissiün 01' ürders from its Govern· 
ment, stands in a relation to tho enemy similar to that of a civilian 
who fires upon the ürganized military forces of a beIligerent, and 
is entitled to no more considerate treatment. 
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